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Guten Tag,
liebe Leserin
und lieber
Leser.

Was sollen wir Ihnen 
noch Großartiges schrei-
ben? Die gute Nachricht 
lesen Sie ja sofort auf dieser 
Seite: Wolfgang Pieper tritt 
wieder an! Auch uns hat 
die Nachricht erst kurzfris-
tig erreicht, so dass wir uns 
auch in diesem Pöggsken 
traditionsgemäß mit den 
Themen der Telgter Politik 
und mit wichtigen überre-
gionalen Dingen befassen, 
die wir, auch traditionsge-
mäß, gerne mal aus einer 
anderen Perspektive sehen. 
Die Wahl im kommenden 
Jahr wird dann die nächs-
ten Ausgaben bereichern. 

Wolfgang Pieper hat ge-
zeigt, dass er nicht nur Bür-
germeister kann, sondern 
dabei Telgte auch, behut-
sam aber zielgerichtet, en-
keltauglich aufstellt. Und er 
bleibt dabei - Wolfgang Pie-
per! Die Wahl im kommen-
den April ist aber nicht für 
die Vergangenheit, sondern 
für die nächsten vier Jahre. 
Also hoffen wir und arbei-
ten dafür, dass auch diese 
vier Jahre weitere gute Jah-
re für Telgte werden!

Sie können jetzt jeden-
falls mit der guten Nach-
richt und dem Pöggsken im 
Gepäck in Ihren hoffentlich 
wohlverdienten Sommer-
urlaub fahren. Also schrei-
ben wir einfach das nahe 
Liegende: Wir wünschen 
Ihnen und Euch viel Spaß 
mit dem Pöggsken, einen 
entspannten Urlaub und ei-
nen angenehmen Sommer.

Ihre Pöggskenredaktion

Seit dem 9. Mai 2010 hat 
Telgte mit Wolfgang Pieper 
einen grünen Bürgermeis-
ter. Damals holte er in der 
direkten Wahl gegen den ge-
meinsamen Kandidaten von 
SPD und CDU 71,5 Prozent 
der Stimmen.

Seither übt er sein Amt auf 
eine sympathische und zu-
gleich bescheidene Weise aus, 
begegnet den Menschen offen 
und freundlich, repräsentiert 
die Stadt Telgte souverän 
nach innen und außen, und 
er leitet zudem die Stadtver-
waltung mit ihren rund zwei-
hundert Mitarbeiter/innen 
kompetent und zugleich er-
kennbar kollegial. Wolfgang 
Pieper hat sich dadurch über 
Parteigrenzen hinweg ein ho-
hes Ansehen erworben. 

Nach nunmehr fünf Jah-
ren im Amt des Bürgermeis-
ters hat er jetzt entschieden, 
im Frühjahr 2016 erneut zur 

Wahl anzutreten: „Das Amt 
ist nicht gerade ein Spazier-
gang“, sagt er selbst, „aber es 
macht mir Spaß, für die Stadt 
Telgte und ihre Menschen ar-
beiten zu dürfen. Dazu hätte 
ich gern das Vertrauen der 
Bürgerinnen und Bürger über 
2016 hinaus.“

Die Voraussetzungen für 
eine Wiederwahl sind nach 
unserer Einschätzung nicht 
schlecht, denn Wolfgang 
kann eine durchaus respek-
table Bilanz seiner ersten fünf 
Jahre als Bürgermeister vorle-
gen. Angefangen vom durch-
aus schwierigen Projekt des 
neuen Feuerwehrgerätehau-
ses und der „Beerdigung“ 
des unsäglichen Planungs-
projektes „Klatenberge-Ost“ 
über den raschen Ausbau der 
Kindertagesbetreuung und 
die Weiterentwicklung der 
Schullandschaft unter ande-
rem mit der Gründung der 

neuen Sekundarschule bis 
hin zur Neugestaltung des 
Orkotten mit beidseitigen 
kombinierten Geh- und Rad-
wegen, einer ansprechenden 
neuen Emsbrücke am Berns-
meyerhaus, dem Ärzte- und 
Gesundheitshaus am Bahn-
hof oder der Umgestaltung 
der Grevenerstraße in enger 
Zusammenarbeit mit dem 
Westbeverner Krink und dem 
gerade anlaufenden Erweite-
rungsbau der Christophorus-
schule in Westbevern-Dorf. 

Weitere wichtige Themen 
sind der Klimaschutz, das 
Projekt der Sicherung von 
Bahnübergängen, viele außer-
gewöhnliche Kulturprojekte 
wie zur Zeit die „Alltagsmen-
schen“, eine erfolgreiche Er-
weiterung des Gewerbeparks 
Kiebitzpohl, und Vieles mehr. 
Gute Jahre für Telgte, würden 
wir sagen.

Und was sagt er selbst dazu? 

Er lächelt und sagt dann ent-
spannt: „Ich bin gewählt wor-
den, um als Bürgermeister für 
Telgte zu arbeiten. Das Amt 
ist mir ja nur auf Zeit verlie-
hen worden und ich werde 
meinen Job bis zum Mai 2016 
mit vollem Einsatz erfüllen. 
Und dann haben die Wäh-
ler/innen eine neue Wahl, so 
einfach ist das.“ Was wünscht 
er sich für die Bürgermeister-
wahl? Die Antwort kommt 
schnell und eindeutig: „Eine 
möglichst hohe Wahlbeteili-
gung, denn das ist eine wirk-
lich wichtige Entscheidung 
für Telgte.“

Wir freuen uns, dass Wolf-
gang noch einmal zur Wahl 
als Bürgermeister antritt und 
seine Kraft und Kompetenz 
für Telgte einbringen will. 
Wir wünschen ihm dabei viel 
Erfolg und werden ihn nach 
Kräften unterstützen. Tun Sie 
es auch!
Marian Husmann (Ortsverband) 
und  Sabine Grohnert (Ratsfrakti-
on) von Bündnis 90/DIE GRÜNEN 

Bürgermeisterwahl im Frühjahr 2016

Wolfgang Pieper tritt erneut an 

✂

Veranstaltungsreihe

Grün trifft
Mittwoch 18.08.2015
Grün trifft: sich an 
der Ems 
Andreas Beutling, von der  
NABU Narurschutzstation 
Münsterland, begleitet  
uns  auf der Nordschleife 
durch den Emsauenpark. 
Dort gibt es Informatio-
nen zur Tier-, Pflanzen-
und Wasserwelt, eben 
eine “Sternstunde der Na-
tur am Emsradweg“.

19.30 Uhr im Parkbe-
reich am Tennisplatz, 
Einener Str. 

Mittwoch 18.11.2015 
Grün trifft: Männer-
häuser

++ Wohnbauflächen in Westbevern: Seite 2  ++  Erstes Jugendforum Telg-
te: Seite 3 ++ Kita-Boom in Telgte : Seite 7 ++  Burger King : Seite 8  ++
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Wohnbauflächen in Westbevern
Behutsame Entwicklung unterstützen

Die Grünen sind ja immer 
etwas zurückhaltend, wenn 
es um die Ausweisung neuer 
Baugebiete geht. Jede neue 
Siedlungsfläche, ob Ge-
werbegebiet oder Wohnge-
biet, führt zur Versiegelung 
und Inanspruchnahme von 
Landschaft und zu ökolo-
gischer Beeinträchtigung, 
die durch sogenannte Aus-
gleichsflächen nur bedingt 
kompensiert werden kön-
nen. Dennoch stellen wir uns 
der Aufgabe, die beiden In-
teressen gegeneinander ab-
zuwägen, immer wieder von 
neuem. 

Auf unserer „offenen Frak-
tionssitzung“ am 19. März 
2015 in Westbevern-Vadrup 
wurde von anwesenden Bür-
gerinnen und Bürgern auch 
die Forderung nach neuen 

Baumöglichkeiten in Westbe-
vern nachvollziehbar erhoben. 
Und auch die Ergebnisse der 
Dorfwerkstatt haben die Not-
wendigkeit belegt. Eine Unter-
suchung des Planungsbüros 
Wolters hat zwar gezeigt, dass 
sowohl in Westbevern-Vadrup 
als auch in Westbevern-Dorf 
noch einige Baugrundstücke 
zur Verfügung stehen, diese 
aber aus verschiedenen Grün-
den nicht verkauft werden. 
Deshalb wollen wir, zusam-
men mit der Bevölkerung, die 

Ausweisung neuer Wohnbau-
gebiete vorantreiben, wobei 
sich nach der weiter oben er-
wähnten Untersuchung wohl 
der größere Bedarf in West-
bevern-Vadrup ergibt. 

Wichtig bei der weiteren 
Entwicklung ist den Grünen, 
dass insgesamt der dörfli-
che Charakter in den beiden 
Ortsteilen erhalten bleibt, 
weil dies eine der Stärken von 
Westbevern ist. Für sinnvoll 
halten wir auch die Vorgabe 
der Regionalplanung, dass 

Chemiefabrik am Bahnhof
Gildeweg ist der falsche Standort

In der letzten Ausgabe des 
Pöggsken haben wir über die 
Erweiterungspläne der Fir-
ma Bomix hinter dem Bahn-
hof in Telgte berichtet. Die 
Firma Bomix plant ein neues 
Lager für 100 Tonnen leicht 
entzündliche Lösungsmittel, 
die für die Farbherstellung 
benötigt werden.

Nachdem der Punkt von 
der Tagesordnung des Pla-
nungsausschusses abgesetzt 
worden war, musste der Aus-
schuss jetzt am 28. Juni 2015 
„Farbe bekennen“. Mit den 
Stimmen von CDU, SPD und 
FDP wurde die Zustimmung 
der Stadt Telgte zur Erweite-
rung erteilt. 

Wir Grünen haben uns bei 
der Abstimmung enthalten 
und dies soll hier erläutert 
werden:

Am 27. April 2015 kam auf 
Initiative der Grünen ein Ge-
spräch aller Fraktion (außer 
FDP) mit der Firma Bomix 
zustande. Die leitenden Ver-
treter der Firma nutzten die 
Gelegenheit, die Produkte 
und Herstellungsverfahren 
den Telgter Politikern zu er-
klären. Deutlich wurde, dass 
es sich um einen alten Gewer-
bestandort handelt, der über 
die Jahrzehnte immer wieder 
ergänzt und umgebaut wurde. 
Auch hatte es im Januar 2010 
schon einmal in der Firma ge-

brannt. Der Brandherd wurde 
jedoch von der eigenen Feuer-
löschanlage gelöscht. Die an-
rückende Feuerwehr brauchte 
nicht mehr tätig zu werden. 
Die Wehr kannte sich gut aus, 
weil sie neun Monate vorher, 
im April 2009, eine große 
Übung in der Firma Bomix 
durchgeführt hatte.

Unser Eindruck aus dem 
Gespräch ist, 

• dass die Firma bereit war, 
uns alle Teile der Produk-
tions- und Forschungsabtei-
lungen zu zeigen und zu er-
läutern; 

• die Sicherheitsbestim-
mungen eingehalten werden 
(soweit wir dies beurteilen 
können);

• durch die neuen Lager-
möglichkeiten alte Lagertanks 
ersetzt werden;

• die neuen Lagermöglich-
keiten auf Grund gestiegener 
Anforderungen sicherlich si-
cherer als die bisherigen La-
germöglichkeiten sind. 

Was wir Grüne nicht ver-
standen haben, ist, dass ein 
Lager für 100 Tonnen Lö-
sungsmittel beantragt wurde, 
obwohl laut Firma auch mit-
telfristig nur Lagerflächen für 
ca. 60 Tonnen benötigt wer-
den. 

Unser Fazit ist, dass of-
fensichtlich die Sicherheits-
bestimmungen eingehalten 
werden und in sofern keine 
Gefährdung von der Firma 
ausgeht. Grundsätzlich sind 
wir aber der Meinung, dass 
die Firma Bomix in ein Telg-
ter Gewerbegebiet gehört und 
eigentlich am Gildeweg am 
falschen Standort steht. Hier 
sollte stadtnahes Wohnen 
stattfinden. Aus diesen stadt-
planerischen Gesichtspunkten 
und da wir einer Verfestigung 
des Standortes nicht zustim-
men wollten, haben sich die 
Grünen in der Abstimmung 
enthalten.               

  u.w..

Ein Geschenk des Himmels!

Investieren Sie mit uns 
erfolgreich in die Sonne

(Ihre Partnerin, die Ökologie mit 
Ökonomie verbindet.)

Sprechen mit uns - 
kostenlose Beratung vor Ort.

Heinz Rickhoff
Königstr. 7  48291 Telgte

Tel. 0 25 04 / 17 09
Fax  0 25 04 / 72 82 6

www.heinz-rickhoff.de

Mail: info@heinz-rickhoff.de

die Bauwilligen aus Westbe-
vern kommen sollen und dass 
der unbegrenzte Zuzug aus-
wärtiger Interessenten zu be-
schränken ist. Unser Bürger-
meister, Wolfgang Pieper, hat 
bereits die nächsten Schritte 
eingeleitet, so dass wir davon 
ausgehen, dass in absehbarer 
Zeit in Westbevern neue Bau-
grundstücke zur Verfügung 
stehen.

u.w.

Bild: t.s.
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Jede Woche aktuell 
und auf den Punkt!

Kostenlos per E-Mail.

Anmeldung unter
gruenewelle@gruene-telgte.de

Grüne News aus Telgte

Mittwochnachmittag 16 Uhr, 
eigentlich müssten die meis-
ten SchülerInnen froh sein, 
die Schule spätestens jetzt 
verlassen zu können. Doch 
rund 20 Jugendliche nahmen 
am ersten Jugendforum statt, 
das von Stadt und Kinder- 
und Jugendwerk Telgte ver-
anstaltet wurde. Unter dem 
Titel „JugendMacht Telgte“ 
diskutierten VertreterInnen 
der Verwaltung, der Kom-
munalpolitik und Jugendli-
che über Bolzplätze und Auf-
enthaltsflächen in Telgte. 

Im Vorfeld hatte es schon 
zwei Runden gegeben, in 
denen hauptsächlich in der 
Jugendarbeit engagierte Er-
wachsene diskutiert hatten, 

wie man junge Menschen 
erreichen kann. Angestoßen 
wurde das Jugendforum durch 
diverse Anträge und Anfragen 
der GRÜNEN Ratsfraktion in 
den vergangenen Jahren. 

Im Fokus der Diskussion 
stand die Thematik der ein-
zelnen Bolzplätze in Telgte. So 
wurde auch über das Klein-
spielfeld an der Don-Bosco 
Schule diskutiert (siehe auch 
gesonderter Artikel). Die Ver-
waltung teilte mit, dass eine 
längere Nutzungszeit bean-
tragt wurde und in einem 
ersten Schritt auch am Schul-
zentrum auf der Tartanfläche 
Basketballkörbe installiert 
wurden. Im Sommer sollen 
hier auch die für Basketball 

erforderlichen Linien folgen. 
Dies solle etwas „Druck“ von 
der Fläche nehmen. Der Bolz-
platz an der Einener Straße 
wird auf die Anregung einiger 
Jugendlicher von Maulwurfs-
hügeln befreit, um wieder 
besser bespielbar zu sein. Die 
Verwaltung machte deutlich, 
dass diese Hügel dadurch 
kämen, dass die Bolzplätze 
kaum genutzt würden und 
sich Maulwürfe daher sehr 
wohl fühlten. Geprüft wird 
ebenfalls die Errichtung eines 
Beachvolleyballfeldes auf dem 
ehemaligen Abreitplatz an der 
Planwiese. Deutlich wurde, 
dass einige der Bolzplätze den 
Jugendlichen nicht unbedingt 
präsent sind. Die gesamten 

Bolz- und Spielplätze können 
auf der Internetseite der Stadt 
angesehen werden. 

Deutlich wurde auch, dass 
die Jugendlichen sich eine 
öffentliche Grillfläche im Be-
reich der Ems wünschen. Auf 
dieser wollen sie sich unge-
stört mit ihren FreundInnen 
treffen und grillen. Auch die-
sen Punkt will die Verwaltung 
prüfen. 

Als beliebte Treffpunkte 
wurden neben der Planwiese 
auch die Bänke an der Ems 
(Richtung Umgehungsstraße) 
genannt. Diese wurden vor ei-
nigen Jahren auf Beschwerde 
der Anwohner etwa 500 Me-
ter weiter aufgestellt. 

In einer nächsten Runde, 

die wahrscheinlich im Herbst 
stattfinden wird, könnte es 
dann um die Freizeitangebo-
te für Jugendliche und um die 
Anbindung an Münster in den 
Abendstunden gehen. Das 
Thema legt die Verwaltung 
zusammen mit den Schüle-
rInnenvertretungen der wei-
terführenden Schulen fest. 
Festgelegt wurde in dieser 
Arbeitsgruppe auch, dass die 
Schülervertretungen zu ihren 
Versammlungen VertreterIn-
nen der Verwaltung oder Po-
litik einladen können, um auf 
einzelne Themen hinzuwei-
sen. Jugendbeteiligung bleibt 
also ein Thema, das dauerhaft 
begleitet und vorangetrieben 
werden muss.                       m.h.

JugendMacht Telgte
Erstes Jugendforum der Stadt untersucht Aufenthaltsmöglichkeiten für Jugendliche

Die Situation von Flüchtlin-
gen in Telgte hat einige Jahre 
keine große Rolle in der Öf-
fentlichkeit gespielt. Spätes-
tens seit dem letzten Jahr hat 
sich dies verändert: Die Zahl 
der Menschen, die zu uns 
kommen und hier eine siche-
re Bleibe suchen, ist in den 
letzten Jahren angestiegen. 
Von sieben Personen im Jahr 
2010, über 15 (2012) und 30 
(2013) Menschen, zählte die 
Verwaltung im letzten Jahr 
bereits 60 sogenannte Asyl-
begehrende in Telgte. Und 
dass in diesem Jahr diese 
Zahl noch höher ausfällt, ist 
sehr wahrscheinlich, denn 
bis zum 31. März 2015 sind 
bereits 40 Personen in Telg-
te angekommen. Insgesamt 
lebten zu diesem Zeitpunkt 
109 Asylbegehrende aus 23 
Staaten in Telgte.

Hinter jeder dieser Zahlen 
steckt häufig ein dramatisches 
Schicksal von Verzweiflung, 
Flucht, oft auch Gewalt und 
Not. Bürgerkriege, Hunger, 
Klimawandel und die - auch 
durch unser Einkaufsverhal-
ten mit verschuldeten - wirt-
schaftlichen Ausbeutungs-
strukturen – sind Gründe 
für die Entscheidung, Fami-
lie, Freunde und Heimat zu 
verlassen. Inzwischen leben 
nicht nur Einzelne, sondern 
elf Familien mit insgesamt 32 
Kindern in Telgte. Die Schul-

kinder gehen regulär zur 
Grund- oder weiterführenden 
Schule. Leider haben nicht alle 
Jüngeren derzeit die Chance, 
einen Platz in einer Kinderta-
gesstätte zu erhalten.

 
Wie kommen denn diese 
Menschen eigentlich 
nach Telgte?

Von den Übergangsheimen 
des Landes werden die an-
kommenden Flüchtlinge nach 
einem festgelegten Schlüssel 
auf die Städte und Kommu-
nen „verteilt“. Zuständig in 
NRW ist dafür die Bezirksre-
gierung Arnsberg. Sie schickt 
der Stadt nur vier bis fünf Tage 
vor der Ankunft in Telgte eine 
E-Mail. Die zuständigen Mit-
arbeiterInnen von Verwaltung 
und Bauhof sind dann gefragt, 
kurzfristig die Unterbringung 
in einer Wohnung zu orga-
nisieren - mit allem, was für 
eine Grundversorgung er-
forderlich ist. Man kann sich 
vorstellen, dass dies vor allem 
bei den steigenden Zahlen 
eine große Herausforderung 
ist. Ein eigenes Zimmer ist 
für einzeln ankommende Er-
wachsene nur selten möglich. 
Daher sucht die Stadt immer 
dringend Mietwohnungen 
und plant derzeit zusätzlich 
den Bau eines Hauses mit 
vier einzelnen Wohnungen, 
um diesem Bedarf gerecht 

zu werden. Es hat sich sehr 
bewährt, dass die Menschen 
dezentral in der Stadt unter-
gebracht sind. Aber nicht nur 
die Logistik ist schwierig: Die 
Verständigung geht häufig 
nur mit Händen und Füssen 
oder mit einem Dolmetscher. 
Dabei müssen ja viele Dinge 
geklärt werden: Wo sind wir 
überhaupt gelandet? Wie sind 
die Abläufe in Telgte? Wie ist 
die Versorgung mit Lebens-
mitteln usw.? Von Krankhei-
ten, psychischen Belastungen 
und einer Angst bzw. Unsi-
cherheit zur Zukunft ganz zu 
schweigen…

Was macht der Verein ZIB 
– zusammen ist besser?

Gerade bei der sozialen 
Betreuung und der Hilfe im 
Alltag ist der Verein ZIB un-
verzichtbar. Er unterstützt 
mit vielen Ehrenamtlichen 
die Menschen bei Behör-
dengängen, Anträgen und 
informiert über Fragen des 
Aufenthaltsrechts. Er bietet 
Deutschkurse an, repariert 
gebrauchte Fahrräder in einer 
Werkstatt und organisiert mo-
natlich einen Mittwochstreff 
als Begegnungsmöglichkeit 
zwischen Flüchtlingen und 
Einheimischen. Auch für die 
Ausstattung der Wohnungen, 
Spielzeug und Schulmaterial 
für Kinder werden Spenden 

gesammelt. Nicht zuletzt sind 
inzwischen auch der Aus-
tausch und die Begleitung 
der Ehrenamtlichen wichtige 
Aufgaben.

Was können Sie tun?

Gerade die persönliche Be-
gleitung im Alltag und ganz 
praktische Hilfe, dabei auch 
der Kontakt zu den Men-
schen, die hier leben, ist die 
für die angekommenen Men-
schen wichtig. Insofern gibt es 
viele Möglichkeiten, sich ein-
zubringen:

- Lassen Sie sich in den E-
Mail-Verteiler von ZIB auf-
nehmen: Hier erhalten Sie 
Informationen über benötigte 
Gegenstände, Wohnungsaus-
stattung, Kleidung etc. sowie 
über anstehende Termine des 
Mittwochstreffs.

- Spenden Sie an den Verein, 
um weiterführende Sprach-
kurse und notwendige An-
schaffungen zu ermöglichen

- Investieren Sie Ihre Zeit, 
um konkret einzelne Men-
schen oder eine Familie im 
Alltag zu unterstützen, damit 
eine Willkommenskultur und 
Kontakte zu ermöglichen

- Kontakt zum Verein kön-
nen Sie beispielsweise über die 
E-Mail-Adresse zib-telgte@
gmx.de, den Vorsitzenden Ar-
nold Michels oder die Stadt-
verwaltung aufnehmen.

k.m.

Die Welt in Telgte
Viele helfende Hände für Flüchtlinge in unserer Stadt
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Ein echtes Dilemma stellt 
nach wie vor das Kleinspiel-
feld an der Don-Bosco-Schu-
le dar. Als Ersatz für den auf-
gegebenen Bolzplatz gebaut, 
wird es sehr gut angenom-
men – nicht zuletzt durch die 
attraktiven Spielmöglichkei-
ten von Fuß- und Basketball. 
Leider fühlen sich Anwohner 
durch die damit verbunde-
nen Geräusche sehr beläs-
tigt, und es wird nun gegen 
die Stadt geklagt.

Da das Spielfeld anders als 
sonstige Spielplätze auf dem 
Schulgrundstück liegt, ist 
es auch als Schulsportfläche 
ausgewiesen und darf derzeit 
nur an Schultagen bis 17 Uhr 
genutzt werden. Das reicht 
den Kindern und Jugendli-
chen aus dem Wohngebiet 
verständlicherweise nicht. 
Und so wurden schon Anfang 
des Jahres beim zuständigen 
Kreis Warendorf veränderte 
Nutzungszeiten bis 20 Uhr, 
an Wochenenden und in Fe-
rienzeiten, beantragt. Diesem 
Antrag wurde inzwischen 
entsprochen

Glücklicherweise sind sich 
bisher alle Fraktionen im Rat 
einig, dass hier die Interessen 
der Kinder und Jugendlichen 
und ihr Wunsch nach Be-
wegung unterstützt werden 
müssen - auch wenn Spiellärm 
vielleicht nervig sein kann. 

Wir begrüßen es besonders, 
dass sie sich für ihre Anliegen 
einsetzen, wie in der letzten 
Ratssitzung geschehen. Viele 
Eltern, Kinder und Jugendli-
che waren gekommen, um ih-
ren Unmut über die „Vertrei-
bungen“ kundzutun – und die 
Verwaltung zu fragen, wie Ab-
hilfe geschaffen werden kann. 

   Hier steckt aktuell das Prob-
lem: Durch die derzeit gültige 
Regelung ist die Verwaltung 
verpflichtet - obwohl sie eine 
kinderfreundlichere Rege-
lung unterstützt, Beschwer-
den nachzugehen und für die 
Einhaltung zu sorgen. Das 

heißt: Bei jedem Anruf muss 
ggf. mehrmals am Tag der 
Bereitschaftsdienst des Ord-
nungsamts kommen und die 
Anwesenden wegschicken. 
Das kostet auch auf dieser 
Seite nicht nur Nerven, son-
dern natürlich viel sinnlos 
ausgegebenes Geld aus der 
Stadtkasse. 

Unverständlich bleibt, wie-
so spielende Kinder zu einem 
Rechtsstreit führen sollen. 
(Wir haben Probleme in Telg-
te!! – Ein Blick in die Welt-
nachrichten und man müsste 
geheilt sein.)

Unverständlich, wieso es 
keine Bereitschaft gibt, im Ge-
spräch Lösungen zu finden.

Unverständlich, wie diese 
wenigen Quadratmeter Spiel-
fläche ein Problem darstellen 
– man rechne mal die asphal-
tierten Flächen, die es in Telg-
te für parkende und fahrende 
Autos gibt, dagegen. 

Es kann nicht ernsthaft die 
Lösung sein, hunderte (tau-
sende?) Euros auszugeben, 
um ein Spielfeld für die jun-
ge Generation mit einer ge-
schlossenen Lärmschutzwand 
einzuzäunen. 

Wir hoffen, dass der Kon-
sens zwischen allen Ratsfrak-
tionen und der Verwaltung in 
dieser Sache bestehen bleibt, 
dass die veränderte Nutzungs-
ordnung bald genehmigt ist 
und sich bei gegenseitiger 
Rücksichtnahme die Lage 

Kleinspielfeld an der Don-Bosco-Schule
Stadt sucht Ausgleich zwischen einzelnen AnliegerInnen und Jugendlichen

Update
Radschnellverbindung Telgte – Münster

Welche Ziele werden mit ei-
ner Radschnellverbindung 
Telgte – Münster verbunden? 
Welche Routen kommen in 
Frage und welche ist die bes-
te? Diese Fragen sollte im 
Februar ein Workshop des 
„Runden Tisches Fahrrad-
verkehr“ der Stadt Münster 
beantwortet werden. 

Grundlage war die Untersu-
chung des Verkehrsplanungs-
büros Kaulen aus Aachen, 

die die Vor- und Nachteile 
verschiedener Streckenfüh-
rungen gegenüberstellte. Un-
tersucht wurden die Strecken 
südlich, nördlich und entlang 
der Bundesstraße. Als Krite-
rien für die Beurteilung der 
einzelnen Varianten wählte 
das Büro die Anbindung von 
Ortsteilen, die Realisierbar-
keit der Strecken und die 
Verfügbarkeit bereits vor-
handener Trassenteile. Dabei 

zeigte sich, dass eine Route 
südlich der Bundesstraße ein 
geringeres Potenzial erwarten 
lässt, als die nördlichen Vari-
anten, weil eine Anbindung 
Handorfs die Auslastung we-
sentlich erhöht. 

Der Bau einer Strecke an 
der Bundesstraße wäre vor 
allem aus Platzgründen prob-
lematisch, weil zwischen den 
Alleebäumen und der Straße 
ein Ausbau mit hohem Stan-

dard schlicht kein Platz ist. 
Die Ausbaustandards für so 
genannte „Velorouten“ sind 
nicht genau festgelegt, ange-
strebt ist aber ein „Zweirich-
tungsradweg“ mit einer Breite 
von vier Metern und ein ge-
trennter Fußgängerweg. Pro-
blematisch sind auch einzelne 
Engstellen durch bestehende 
Gebäude und die Planungs-
unsicherheit aufgrund der 
immer noch nicht beerdig-
ten Idee eines vierspurigen 
Ausbaus der Bundesstraße. 
In der Diskussion zeigte sich 
auch, dass von fast allen Teil-
nehmerInnen des Workshops 
eine Strecke abseits des moto-
risierten Verkehrs gewünscht 
war.

Favorisiert wurde also die 
Variante nördlich der Bun-
desstraße, der Handorf mit 
anbindet. Vorgestellt wurde 
den TeilnehmerInnen das 
„Leiterprinzip“, bei dem die 
einzelnen Streckenabschnit-
te, je nach Potenzial, mit ver-
schiedenen Ausbaustandards 
geplant werden. Die Poten-
zialanalyse ergibt dabei die 
Empfehlung für eine Velorou-

te in den Qualitätsstandards 
1, 2 und 3, die ebenfalls an 
Knotenpunkten (möglichst) 
Vorfahrt für den Radverkehr, 
Beleuchtung innerstädtisch 
und möglichst auch außer-
städtisch, eine asphaltierte 
Oberfläche und durchgehende 
Fahrbahnmarkierungen brin-
gen sollen. An der Bezeich-
nung „Radschnellweg“ soll-
ten wir uns nicht festhalten, 
wesentlich ist ein Standard, 
der eine störungsfreie Fahrt 
ermöglicht. Gute Nachrich-
ten sind, dass ein Ausbau zur 
Veloroute in verschiedenen 
Standards wesentlich Kosten-
günstiger wird und dass die 
vortragende Frau Spapé mit 
einem Umsetzungszeitraum 
bis 2020 plant. Vorausset-
zung ist natürlich, dass in den 
den zuständigen Gremien in 
Münster und auch in Telgte 
die entsprechenden Beschlüs-
se gefasst werden. Toi, toi, toi! 
Vertreten war Telgte durch 
Dietmar Große Vogelsang, 
Klaus-Werner Heger, Wolf-
gang Pieper und Gerd Klün-
der.			   g.k.

Sc

NATURKOSTMARKT

hleifstiege 15 - 17
durchgehend geöffnet  

Wasser Test Woche
29.06 bis 04.07

in der 
Kornblume

Bergische Waldquelle
St. Georgsquelle

Quelle St. Leonhard
Hornberger Lebensquell

Plose Naturale
Laurentana

probieren Sie

20 Jahre in Telgte

entschärft, ohne dass Kindern 
weiterer Spielraum entzogen 
wird.

k.m.

Bild: v.g..



Dat Pöggsken 5www.gruene-telgte.de

Das Freibad feiert in diesem 
Jahr sein 50–jähriges Jubilä-
um, es ist im Jahr 1965 nach 
zweieinhalbjähriger Bau-
phase fertiggestellt worden.  
Zu diesem Anlass werden 
viele verschiedene Aktionen 
im Freibad angeboten, die 
in einem Aktionenpass nach 
erfolgter Teilnahme doku-
mentiert werden. 

Es werden unter anderem 
drei Saisonkarten unter den-
jenigen verlost, die mindes-
tens 40 beziehungsweise 30 
(bei über 60-jährigen) Aktio-
nen bis zum 30. August 2015 
absolviert haben. 

Das Schwimmbad bietet ein 
kombiniertes Schwimmer- 
und Nichtschwimmerbecken 
mit den Maßen 50 mal 17 
Meter und einer seitlich he-
rausgezogenen Sprunggrube 

mit neun mal neun Meter, 
dazu ein Einmeter- und ein 
Dreimeter-Sprungbrett. Eine 
Rutsche befindet sich am an-
deren Ende. Außerdem gibt 
es ein reines Nichtschwim-
merbecken mit 25 mal 25 
Meter. Vor einigen Jahren ist 
noch ein Kinderplantschbe-
cken von 10,15 Meter Durch-
messer angelegt worden. Bei 
kühlem Wetter können be-
heizte Umkleidekabinen  be-
nutzt werden. Angrenzend 
befindet sich eine Rasenfläche 
von insgesamt 16.000 Quad-
ratmeter als Liegewiese zum 
Teil mit Schatten spendenden 
Bäumen. Ein Kiosk bietet Ge-
tränke, Eis und Pommes an. 
Zusammengefasst darf  man 
sagen, es bleibt kein Wunsch 
offen, auch wenn mal das 
Wetter nicht mitspielt, denn 

eine Wassertemperatur von 
24 Grad Celsius lässt selbst 
kühle Außentemperaturen 
schnell vergessen.

Um diese Temperatur zu er-
reichen und zu erhalten, wird 

ein sogenannter Absorber 
verwendet, das sind dicht ne-
beneinander gelegte schwarze 
Schläuche, sichtbar auf dem 
Dach zur Sonnenseite hin an-
gebracht. Hier fließt das Was-
ser aus den Becken durch und 
wird erhitzt,ebenso wie frisch 
zugeführtes Wasser. Je nach 
Sonneneinstrahlung können 
dort 30 bis 60 Grad Celsius 
erreicht werden. Sollte die 
Temperatur von 24 Grad Cel-
sius in den Schwimmbecken  
witterungsbedingt mit dem 
Absorber nicht  erreicht wer-
den, kommt eine Gasheizung 
zum Einsatz. 

Der Chlorgehalt liegt nur 
bei einem Wert von 0,3 Milli-
gramm pro Liter, im Gegensatz 
zu Hallenbädern, wo er in der 
Regel 0,6 bis 1,0 Milligramm 
pro Liter erreicht. Das ist nur 
möglich, weil täglich der Bo-
denreiniger eingesetzt wird , 
um das Wasser sauber zu hal-
ten. Das macht allerdings ei-
nen erhöhten  Personaleinsatz 
für die Vor- und Nachberei-

tung notwendig. Durch Chlor 
und die Sonneneinstrahlung 
wird der ph-Wert des Wassers 
gesenkt. Um einen optimalen 
Wert von 6,8 bis 7 zu erhalten, 
wird das Wasser mit Jurakalk 
behandelt. Auf Chemie wird 
verzichtet. 

Nicht zuletzt lebt das 
Schwimmbad von dem mit 
viel Idealismus getragenen 
Einsatz des Schwimmmmeis-
terteams (Reinhold Jäger und 
Andreas Hermersdorfer), zu 
dem drei Vollzeitkräfte gehö-
ren und ein Azubi. So ist das 
ganze Schwimmbad immer 
sauber und tiptop gepflegt, 
notwendige Reparaturen 
werden möglichst in Eigen-
leistung erledigt. „Das Ge-
sundheitsamt kann jederzeit 
bei uns anklopfen, es gäbe 
nichts zu beanstanden,“ so 
Schwimmmeister Reinhold 
Jäger. Ergänzt wird das Team 
noch um sieben Kräfte vom 
DLRG, um eine ununterbro-
chene Aufsicht zu gewährleis-
ten.

Schwimmen wird zu den 
gesündesten Freizeitbetäti-
gungen gezählt und gilt auch 
als Sportart mit geringem 
Verletzungsrisiko. Es werden 
fast alle Muskeln beansprucht, 
und die Gelenke werden nicht 
durch durch das eigene Kör-
pergewicht belastet. Außer-
dem ist schwimmen für Men-
schen in jedem Lebensalter 
geeignet. 

So kann ich dem geneigten 
Leser nur empfehlen, mal den 
Gang ins Telgter Freibad zu 
wagen, es lohnt sich.

v.k.

Eine Perle feiert Geburtstag
Waldschwimmbad Klatenberge wird 50 Jahre jung

 (K)ein Neujahrsempfang für Telgte? 

Im Nachgang zu den Haus-
haltsberatungen im Februar 
fand im Hauptausschuss im 
April noch einmal eine Dis-
kussion zum durch die Stadt 
veranstalteten Neujahrsemp-
fang statt. Die Verwaltung 
war damals beauftragt wor-
den, die einzelnen Kosten 
für die Neujahrsempfänge 
der vergangenen Jahre auf-
zulisten. 

Im Schnitt kostet ein Neu-
jahrsempfang die Stadt zwi-
schen fünf- und sechstausend 

Euro. Hinzukommen jeweils 
noch etwa dreitausend Euro 
an internen Kosten für Perso-
nal, Bauhof und Organisation. 
Die Kosten der RednerInnen 
wurden in den letzten Jahren 
durch SponsorInnen über-
nommen. An externen, also 
tatsächlichen Kosten, fallen 
daher etwa dreitausend Euro 
im Jahr an. Um diese Summe 
einzusparen, wäre daher nur 
ein völliger Verzicht auf den 
Empfang möglich. Für uns 
GRÜNE steht der Gewinn 

durch den Neujahrsempfang 
dennoch im Vordergrund. 
Ist er doch gesellschaftspo-
litisches Highlight und Auf-
takt des Jahres zugleich. Die 
Resonanz der letzten Jahre 
zeigt, dass viele BürgerInnen 
das Angebot annehmen und 
sich freuen, gemeinsam mit 
vielen TelgterInnen in das 
Jahr zu starten. Besonders die 
Ehrungen einzelner Gruppen 
aus Telgte, die oft im Stillen 
arbeiten und dennoch Telg-
te bereichern, liegen uns am 

Herzen. Den Neujahrsemp-
fang, wie die SPD forderte, 
nur alle zwei Jahre stattfinden 
zu lassen, würde die Akzep-
tanz des Empfangs sicher re-
duzieren. Auch, wie die CDU 
vorschlug, nur noch lokale 
Persönlichkeiten als Redne-
rInnen einzuladen, würde die 
Akzeptanz senken. Sicherlich 
gibt es genügend Menschen in 
Telgte, die spannende Dinge 
zu erzählen haben. Dennoch 
ist es gerade erfrischend, ei-
nen neuen Input zu Beginn 

des Jahres zu bekommen. Die 
Vergangenheit hat gezeigt, 
dass die Reden von Bruder 
Paulus Terwitte oder Franz 
Alt das Interesse der Telgte-
rInnen geweckt haben.

m.h.

Bild: p.s.

Bild: p.s.
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Unter den Titel „Wege zu 
einer gesellschaftlich ak-
zeptierten Nutztierhaltung“ 
überreichte der Wissen-
schaftliche Beirat für Ag-
rarpolitik ein vom Bundes-
ministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft in Auf-
trag gegebenes Gutachten 
mit spektakulärem Ergeb-
nis.

Mit anhaltender und wach-
sender Kritik, besonders in 
der Nutztierhaltung, aber 
auch in anderen,  ökologi-
schen, gesundheitlichen und 
sozialen Aspekten, sieht sich 
die Landwirtschaft seit Jahren 
konfrontiert. Welche Wege 
gegangen werden müssen, um 
eine bessere gesellschaftliche 
Akzeptanz zu finden, damit 
befasste sich der Wissen-
schaftliche Beirat für Agrar-
politik unter der Leitung von 
Prof. Dr. Harald Grethe von 
der Universität Hohenheim.

Problembeschreibung

Untersucht wurde zunächst 
der Status Quo, hier sieht 
der Beirat „erhebliche Defi-
zite vor allem im Tierschutz, 
aber auch im Umweltschutz“. 
Bei den Haltungsbedingun-
gen werden ausreichender 
Platz für die Tiere, Möglich-
keit zum Auslauf, Gestaltung 
der Ställe zur artgerechten 
Beschäftigung, Verzicht auf 
Amputationen, deutlich re-
duzierter Arzneimitteleinsatz 
und Fortbildungen der im 
Tierbereich arbeitenden Per-
sonen gefordert. Das Ganze 
liest sich erstmal, wie aus dem 
Programm der Grünen abge-
schrieben, und das zieht sich 
durch das gesamte Gutachten. 
Interessant ist allerdings, dass 
kein Zusammenhang zwi-
schen dem Tierschutz und der 
Betriebsgröße gesehen wird. 
Große Betriebe können also 
nicht unter dem Begriff „Mas-
sentierhaltung“ abgestempelt 
und abgelehnt, sondern auch 
hier muss genau hingesehen 
werden. Auch ökologische 
Probleme entstehen nicht 
durch die Größe einzelner 
Betriebe, sondern vielmehr 
in Regionen mit hoher Vieh-
dichte, was im Münsterland 
allerdings eindeutig der Fall 
ist. Hier sieht der Beirat Um-

weltschutzprobleme in den 
Kernregionen der Tierhal-
tung durch nach wie vor hohe 
Stickstoff- und Phosphatsal-
den, sowie Ammoniakemis-
sionen und hält Anpassungen 
im Düngerecht für dringend 
erforderlich, ebenso die Um-
setzung von Emissionsver-
meidungsstrategien. Sollten 
diese Maßnahmen nicht zu 
den erwünschten Ergebnissen 
führen, wird keine Alternati-
ve zu Bestandsobergrenzen in 
Ballungsräumen gesehen.

Probleme sieht das Gut-
achten auch im Verbraucher-
schutz, vor allem durch die 
Antibiotika-Resistenzproble-
matik und bei den Sozialstan-
dards, vor allem in weiterver-
arbeitenden Betrieben.

„Die in dem Gutachten des 
Wissenschaftlichen Beirats 
für Agrarpolitik (WBA) for-
mulierten Empfehlungen 
zum Tierschutz gehen von 
der Einschätzung aus, dass 
die derzeitigen Haltungs-
bedingungen eines Groß-
teils der Nutztiere vor dem 
Hintergrund des gesell-
schaftlichen Wandels und 
neuer wissenschaftlicher 
Bewertungsansätze nicht 
zukunftsfähig sind.“

Lösungsvorschläge

Als Hauptursache für 
die vielfältigen Probleme 
erkennt das Gutachten die 
einseitige Orientierung der 
gesamten Branche an der 
Wettbewerbsfähigkeit über 
die Preise. Gleichzeitig seien 
die Chancen über zertifizier-
te Tierwohllabels bei weitem 
noch nicht ausgenutzt. Un-
tersuchungen zeigen, dass der 
Großteil der Verbraucherin-
nen und Verbraucher einen 
Preisanstieg bis zu 20 Pro-
zent für zertifiziertes Fleisch 
akzeptieren würde, eine 
Steigerung, mit der die vor-
geschlagenen Maßnahmen 
theoretisch auch umsetzbar 
wären, wenn das lose ver-
kaufte Fleisch und das in der 
Kühltheke für sich betrachtet 
wird. Das wird der Realität 
aber nicht gerecht, weil nur 25 
Prozent des in Deutschland 
produzierten Fleisches auf 
dem Weg vermarktet wird. 
75 Prozent werden in der Le-

bensmittelindustrie weiter 
verarbeitet, exportiert, oder in 
der Gastronomie verbraucht 
und in diesen Bereichen wird 
wesentlich unbewusster ge-
kauft und konsumiert, so dass 
die Akzeptanz höherer Preise 
geringer oder nicht vorhan-
den ist. Ebenfalls besonders 
in diesen Bereichen spielt der 
Konkurrenzdruck des Euro-
päischen Binnenmarktes eine 
große Rolle. Der Beirat schlägt 
deshalb eine Tierwohlinitiati-
ve der Bundesregierung vor, 
die auf drei Ebenen ansetzt: 
Einführung eines staatlichen 
Tierwohllabels, ein offensiver 
Umgang mit der Problematik, 
um das Bewusstsein in der 
Bevölkerung zu verbessern, 
sowie eine Europäische Initi-

ative, die auch über eine Um-
schichtung der Agrarsubven-
tionen steuern kann. Deutlich 
wird aber auch eine Öffnung 
der Landwirtschaft für die 
Kritikpunkte der Tierschutz-
organisationen und aus der 
Bevölkerung verlangt, was 
auch Handlungsmöglichkei-
ten auf lokaler Ebene mit sich 
bringt. Trotz all dieser Ansät-
ze sieht das Gutachten aber 
auch, vor allem aus ökologi-
schen Gründen, die Notwen-
digkeit, den Fleischkonsum 
zu verringern. „Ein weltweiter 
Fleischkonsum auf derzeiti-
gem OECD-Niveau wäre an-
gesichts begrenzter globaler 
Ressourcen nicht nachhaltig. 
Daneben sprechen gesund-
heitliche Überlegungen für 

eine Verringerung des Kon-
sums von Fleisch und insbe-
sondere von Wurstprodukten 
in Deutschland. Der WBA 
sieht in einer stärker pflanz-
lich geprägten Ernährung ein 
wichtiges Element eines nach-
haltigen Konsums“.

Wie reagiert die Land-
wirtschaft auf das 
Gutachten?

Von offizieller Seite sind 
erstmal nur negative Reak-
tionen auf das Gutachten zu 
vernehmen. Unwissenschaft-
lich, fehlendes Fingerspit-
zengefühl, dauerhafte Diffa-
mierung, weltfremd, grobe 
Fehler, und so weiter und so 
fort. Interessant ist allerdings 
eine Umfrage auf „topagrar.
de“, an der sich 2800 Land-
wirte beteiligt haben und bei 
der danach gefragt wird, was 
die TeilnehmerInnen von den 
Forderungen des Beirates hal-
ten. 42 Prozent halten diese 
für richtig, um die gesell-
schaftliche Akzeptanz zu ver-
bessern, 42 Prozent für falsch, 
wegen der Gefährdung der 
Existenzen in offenen Märk-
ten, der Rest stimmt für „teils 
teils“ und ein Prozent „weiß 
nicht“. Da scheint ja inner-
halb der Landwirtschaft doch 
ein Umdenken statt zu finden, 
im Gegensatz zu den Funkti-
onären. 

Weshalb ein solches Um-
denken bisher kaum spürbar 
ist, lässt sich vielleicht aus 
dem einzigen Kommentar zu 
der Umfrage ablesen. Dort 
steht: „Sobald wir damit an-
fangen, werden neue Anfor-
derungen gestellt. Das werden 
wir Landwirte nie erreichen.“ 
Nachgeben wird also als ge-
fährlich angesehen, weshalb 

auch alle schweigen, die zu 
neuen Wegen bereit wären. 
Da hilft nur eins: Dialog! 

Das Gutachten kann unter 
poeggsken@gruene-telgte.de 
angefordert werden.

g.k.

Umdenken in der Landwirtschaft?
Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung bestätigt grüne Forderungen
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Hurra, die Alltagsmen-
schen haben wieder ihren 
Weg nach Telgte gefun-
den. Die Stadt ist voll und 
alle Besucher*innen laufen 
mit einem breiten Grinsen 
durch die immer rappel-
volle Stadt. Also wieder 
mal eine sehr gelungene 
Aktion vom Kulturbüro. 
Auch wir Grüne haben die 
Ausstellung gern finanzi-
ell unterstützt. Dennoch 
möchte ich Kritik an der 
Ausstellung üben oder, um 
es schöner zu formulieren, 
Ihnen meine Gedanken 
mit auf den Weg geben.

Ist Ihnen mal aufgefal-
len, wie patriarchalisch die 
Figuren sind? Die Frauen 
stehen an der Wäscheleine, 
die Männer sind Schützen-
könig oder Karnevalsprinz. 
Und das, wo es doch selbst 
im beschaulichen Westfalen 
mittlerweile Schützenköni-
ginnen gibt und kein Kar-
nevalsprinz ohne Prinzessin 
auskommt.

Ist Ihnen mal aufgefallen, 
dass alle Figuren weiße, dick-
liche Mitteleuropäer*innen 
darstellen? Der Anteil der 
Menschen mit Migrati-
onsbiographie beträgt in 
Deutschland 20 Prozent, 
also jede*r fünfte fehlt hier 
im Bild.

Ist Ihnen mal aufgefal-
len, dass (bis auf eine) alle 
Figuren mindestens über 
60 Jahre alt sind? Klar, der 
demographische Wandel 

lässt grüßen, aber dennoch 
gibt es glücklicherweise im-
mer noch junge Menschen. 
Wenn Sie dann aber be-
obachten, wer die Figuren 
anschaut, dann könnte der 
Eindruck entstehen, dass 
wirklich fast alle Menschen 
über 60 Jahre alt sind.

Ist Ihnen mal in den Sinn 
gekommen, ob das Kunst 
ist, was sie da betrachten? 
Handelt es sich nicht mehr 
um ein Handwerk, welches 
unstrittig zur Stadtverschö-
nerung beiträgt? Denn die 
Figuren sind ja eigentlich 
nur eine detailgetreue Ab-
bildung von tatsächlichen 
Gegebenheiten. Eine kriti-
sche Auseinandersetzung 
der Betrachter*innen mit 
dem Kunstobjekt ist zwei-
felsfrei nicht nötig.

Ist Ihnen dann auch in 
den Sinn gekommen, dass 
das eigentlich alles ziemlich 
egal ist? Denn die Figuren 
erfüllen ja ihren Zweck. Die 
Leute denken nach, denn 
wenn Sie diesen Artikel bis 
hier gelesen haben, können 
Sie ein Nachdenken beim 
nächsten Betrachten der 
Figuren gar nicht mehr ver-
meiden. Die Stadt ist voll, 
die Gastronomie profitiert, 
Telgte wird noch bekann-
ter in der weiten Welt und 
sogar ein einfaches Drehen 
von „Ariadne“ ist der Lokal-
zeit einen Beitrag wert. Ziel 
erfüllt, kann mensch sagen.

     
 m. h. 

Abweichler*in

Alltagsmensch*innen
Im letzten Ausschuss für Ju-
gend, Senioren, Sport und 
Soziales berichtete der Leiter 
des Kreisjugendamts über 
die aktuellen Entwicklungen 
in der Kinderbetreuung, die 
wahrhaftig in den letzten 
Jahren rasant sind. Seine 
gute Nachricht zuerst: Jedes 
Kind mit einem Rechtsan-
spruch soll in Telgte einen 
Platz in einer Kindertages-
einrichtung oder bei einer 
Tagesmutter bekommen. 
Klar ist aber auch, dass die-
ser Plan nur mit einer erheb-
lichen Kraftanstrengung der 
Einrichtungen, Erzieher/in-
nen und mit Kooperation der 
Eltern erfüllt werden kann.

Warum ist das aktuell so 
schwierig zu planen und um-
zusetzen? Mit dem Rechts-

anspruch auf einen Kinder-
gartenplatz seit 2012 für alle 
Kinder ab dem ersten Lebens-
jahr hat sich auch in Telgte 
die Anzahl und Zusammen-
setzung der Gruppen in den 
Kindertageseinrichtungen 
verändert: Mehr jüngere Kin-
der werden aufgenommen, 
dafür werden die Gruppen 
kleiner. So haben alle Träger 
in den letzten Jahren Gruppen 
angebaut bzw. aufgestockt. 
Und in jedem Jahr nehmen 
immer mehr Eltern Plätze 

für Unter-Dreijährige (U3) 
in Anspruch. Das hat für das 
kommende Kindergartenjahr 
2015/16 - wie berichtet - für 
eine überraschende Entwick-
lung insbesondere in West-
bevern geführt. Hier sind 
jetzt nahezu 100 Prozent aller 
zwei- bis dreijährigen Kinder 
in einem Kindergarten ange-
meldet worden. Damit liegt 
hier der Bedarf in Westbevern 
höher als in Münster oder 
Telgte-Stadt! Vor diesem Hin-
tergrund werden im Sommer 
in der Grundschule in Vadrup 
zwei neue Gruppen eingerich-
tet, die auch langfristig dort 
bleiben sollen.

Aber auch in der Kern-
stadt Telgte ist ein weiterer 
Ausbau an Plätzen dringend 
erforderlich: In den nächsten 

zwei Jahren sind sieben wei-
tere Gruppen an drei neuen 
Standorten geplant: In Telg-
te Süd-Ost wird derzeit eine 
neue Zwei-Gruppen-Kita 
gebaut und demnächst vom 
Träger Outlaw geführt. Da die 
Einrichtung nicht pünktlich 
im Sommer fertig sein kann, 
wird es in den ersten Mona-
ten eine Übergangslösung in 
der Nähe des Paul-Gerhardt-
Kindergartens geben, bevor 
die beiden Gruppen in die 
neue Einrichtung umziehen 

können. Die beiden Gruppen-
räume sollen danach aber er-
halten bleiben und dauerhaft 
Platz für eine Erweiterung 
des Paul-Gerhardt-Kinder-
gartens bieten. Zusätzlich ist 
ab 2016/17 eine weitere ganz 
neue Einrichtung mit drei 
Gruppen erforderlich. Hier 
sind die Stadt und das für 
die Kita-Planung zuständige 
Kreisjugendamt aktuell auf 
der Suche nach einem geeig-
neten Standort. Hintergrund 
dieser neuen Einrichtungs-
planung sind nicht nur stei-
gende Kinderzahlen bzw. der 
weiter zunehmende Bedarf an 
U3-Plätzen.

Diese neue Einrichtung soll 
auch Entlastung für alle beste-
henden Kitas bieten, die in den 
letzten Jahren häufig bereits 

zu Beginn des Kindergarten-
jahres mit Überbelegungen 
zurechtkommen mussten. So 
hatten beispielsweise zuge-
zogene Familien Schwierig-
keiten, im laufenden Kinder-
gartenjahr noch einen Platz 
zu bekommen. Auch Kinder 
von Flüchtlingsfamilien, für 
die ein Einstieg in die Sprache 
und Kontakte zu anderen Kin-
dern besonders wichtig sind, 
haben derzeit nur selten die 
Chance auf einen Platz. Wir 
können daher diese Planun-

Kita-Boom in Telgte
Erfreuliche Entwicklung fordert die Stadt

gen sehr unterstützen, auch im 
Sinne der Erzieherinnen und 
Erzieher (und der Kinder!), 
die nicht über viele Jahre eine 
permanent ausgelastete Grup-
pengröße managen sollten. 
Verständlich übrigens auch, 
dass bei den gestiegenen Be-
lastungen gestreikt wird!

k.m.

Bild: t.s.
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Burger King
Meinungsspektrum ist vielschichtiger als Double-Whooper mit Pommes rot-weiß

Burger, die die Stadt 
nicht braucht

Wenn’s um Essen und Trin-
ken geht, stehen Geschmacks-
fragen im Vordergrund. Nach 
dem Motto „Darf ’s noch 
etwas mehr sein?“ nehmen 
wir in Anspruch, dass wir 
selbst entscheiden, was für 
den Magen gut ist, also Leib 
und Seele zusammen hält.                                                                                                       
Folgt man diesem Anspruch 
konsequent, sollte uns der 
Markt anbieten, was ihm be-
liebt, und er wird seine Kun-
dInnen finden oder nicht. Das 
würde freilich eine Burger- , 
Pommes-, Currywurst–Szene 
nicht nur in Großstädten, 
sondern auch in kleinen Or-
ten nach sich ziehen, so dass 
man sich fragen muss: Ver-
wirklicht sich das Individuum 
dadurch, dass ihm garantiert 
wird, dass in jedem Ort in 
Deutschland ab 19.000 Ein-
wohnerInnen der Hamburger 
mit Weißbrötchen, Salatblatt 
und Käse genau so schmeckt 
wie in New York, Atlanta, Rio 
oder Tokio?            

                                                                     
Telgte braucht keinen 
Burger King. 

Ich weiß, dass solche Sätze 
dem geheiligten Prinzip der 
freien Marktwirtschaft wi-

dersprechen und den unange-
nehmen Beigeschmack grüner   
Regulierungswut tragen.                                                                                                                                      

Fett ist Geschmacks-
träger

Wenn’s den BürgerInnen 
schmeckt – warum sollen sie 
das nicht bei der all-wochen-
endlichen Grillparty in Form 
von saftigen Rippchen, Kote-
letts, Bratwurst genießen dür-
fen, ohne dass ihnen dauernd 
jemand ein schlechtes Gewis-
sen bereitet?                                                          

Tja – bei den regelmäßigen 
Kontroll-Untersuchungen, 
denen sich Otto- oder Ottilie-
NormalpatientIn regelmäßig 
unterzieht, weist der Arzt 
schon auf Ernährungsge-
wohnheiten hin, die ein lan-
ges Leben verkürzen. Fettarm, 
viel Gemüse, Salat, Obst we-
nig Alkohol sind die Empfeh-
lungen aus der Gesundheits-
zunft. Und diesem Anspruch 
kommen diejenigen KöchIn-
nen in Restaurants nach, die 
regional einkaufen, Kalorien-
Armes auf der Speisekarte an-
bieten, individuell zubereiten 
und garnieren, dass es auch 
das Auge freut. Das kann we-
der McDonald’s noch Burger 
King  -von Zubereitungsskan-
dalen und der Abholzung des 
Regenwaldes zwecks Rinder-
haltung ganz abgesehen. 

b. d.

Ein Wunsch geht in 
Erfüllung

Nun kommt es also zu dem, 
was alle schon lange vermutet 
haben. Die Ecke beim alten 
Penny wird von einem Fast-
Food-Riesen in Beschlag ge-
nommen. Die Lage ist aber 
auch einfach optimal, um 
Burger, Pommes und Eis an 
die auf der Bundesstraße Vor-
beifahrenden zu verkaufen. 
Aber ist das wirklich etwas, 
was Telgte benötigt? 

Fragt man 500 Jugendli-
che Anfang des Jahres 2010 
im Rahmen des Projektes 
„Jetzt sag ich ś“, dann wün-
schen sich diese neben einem 
H&M, einem Hallenbad und 
einer Eishalle auch einen 
Fast-Food-Laden. Ob das jetzt 
McDonald ś oder Burger King 
sein soll, daran scheiden sich 
die Geister. 2010 schienen dies 
doch noch utopische Wün-
sche zu sein. Dennoch scheint 
die Nachfrage nach Fast Food 
so groß, dass sich Burger King 
und sein Franchisenehmer 
überlegt haben, hier eine Fili-
ale zu errichten. 

Natürlich gibt es besse-
re Formen der Ernährung, 
aber die Nachfrage bestimmt 
halt das Angebot. Die Telg-
ter Schnellimbisse werden 
den Burger King sicherlich 

zu spüren bekommen, doch 
sie werden weiter bestehen 
können. Denn auch heute 
schon fahren viele jüngere 
Menschen, und übrigens auch 
ältere, gezielt zu einer der 
beiden großen Ketten nach 
Münster oder Warendorf. 
Ein Besuch hier hat für viele 
„Kult-Charakter“. Gerade für 
Jugendliche bieten die Restau-
rants Aufenthaltscharakter. 
Sie können sich dort (relativ) 
unbeobachtet treffen, es gibt 
W-LAN, chillige Ledersofas 
und nebenbei noch Leckeres 
zu essen. Gerade im Winter 
wird dies sicher ein gern ange-
nommenes Angebot sein. Und 
die Ernährung wird durch ein 
„Nein“ zum Burger King auch 
nicht besser werden. Hier ist 
in erster Linie die Erziehung 
gefragt. Denn gelegentlicher 
Fast-Food-Konsum macht 
noch niemanden dick. 

Wirtschaftlich bringt der 
Burger King sicherlich auch 
Einiges für Telgte. Es werden 
Arbeitsplätze geschaffen, und 
Vorbeifahrende lassen ihr 
Geld in Telgte, statt in Wa-
rendorf oder Münster, was 
wiederum die Gewerbesteuer 
steigen lassen könnte. 

Problematisch ist natür-
lich die Verschmutzung der 
Landschaft in und um Telgte. 
Hier kann aber auch nicht in 
erster Linie Burger King ver-
antwortlich gemacht werden. 
Vielmehr ist jedeR Einzelne 
dafür verantwortlich, den 
Müll auch wieder wegzuräu-
men und zu entsorgen. Auch 

das eine Frage der Erziehung 
und persönlichen Verantwor-
tung. Die bekannten Werbe-
anlagen und Fahnen wird es 
übrigens nicht geben. Denn 
mit einer erst kürzlich erlas-
senen Gestaltungssatzung 
für den Bereich Münstertor 
bedarf dies der Genehmigung 
durch den Bauausschuss, wel-
che aber nicht erteilt wurde. 

Klar, Burger King ist den-
noch nicht das, was als Vor-
zeigebetrieb zu bezeichnen 
ist. Die Massentierhaltung in 
der Produktion, der letzte Hy-
gieneskandal und die Arbeits-
bedingungen werden oft kri-
tisiert. Burger King hat hier 
übrigens reagiert und möchte 
ab 2017 keine Tiere aus Kä-
fighaltung mehr verwenden. 
Aber deswegen kann einem 
Burger King doch nicht, zu-
mindest nicht rechtssicher, das 
gemeindliche Einvernehmen 
versagt werden. Es liegt doch 
an jedem selbst zu entschei-
den, wo das Essen herkommt. 
Ob das nun der Schnellim-
biss, die Fast-Food-Kette oder 
das klassische Restaurant ist. 
Das Angebot in Telgte wird 
erweitert. Ob es angenommen 
wird, entscheiden Sie.

m. h.

PRO KONTRA

 In der Sitzung des Ausschus-
ses für Wirtschaft, Umwelt 
und Planung des Kreises 
Warendorf am 22. Mai stand 
die Einleitung eines Wettbe-
werbsverfahrens für die Ver-
gabe auch der Buslinie R11 
auf der Tagesordnung. Die 
Kreisverwaltung schlug vor, 
den Status Quo beizubehal-
ten. Bedeutet also, dass der 
letzte Bus von Münster nach 
Telgte weiterhin um 21.32 
Uhr abfährt. Mit dem Zug 
besteht immerhin die Mög-
lichkeit, noch um 22.17 Uhr 
die Rückreise anzutreten. 

Westbevern-Vadrup ist mit 

dem letzten Zug um 23.03 
Uhr von Münster schon et-
was besser angebunden. Nach 
Everswinkel oder Senden-
horst geht es um 23.20 Uhr 
zuletzt zurück. Und das, wo 
Sendenhorst deutlich kleiner 
als Telgte und Everswinkel 
nur etwa halb so groß wie 
Telgte ist. 

Die GRÜNE Kreistagsfrak-
tion hatte daher beantragt, 
die R11 auch um 23:30 noch 
einmal von Münster über 
Telgte nach Warendorf fah-
ren zu lassen. Eine deutliche 
Verbesserung der bisherigen 
Verbindung also. Der An-

trag wurde jedoch von CDU 
und anderen abgelehnt. Die 
TelgterInnen, die kulturelle 
Angebote in Münster wahr-
nehmen, die Schichtdienstle-
rInnen, die StudentInnen, die 
in Münster keine Wohnung 
finden, also alle, die auf den 
ÖPNV (Öffentlicher Perso-
nen-Nahverkehr) angewiesen 
sind, wurden abgehängt. 

Hoffen, dass eines der sich 
bewerbenden Busunterneh-
men eine sogenannte „ei-
genwirtschaftliche Fahrt“, 
also eine nicht-bezuschusste 
Fahrt, anbietet, können Sie 
zwar, das erscheint aber na-

hezu ausgeschlossen. 
Immerhin einen Lichtblick 

gibt es: Um 23.15 Uhr kön-
nen Sie mit dem Nachtbus 83 
bis Handorf Gartenzentrum 
fahren und dann dort in ein 
mindestens 30 Minuten vor-
her telefonisch (02532-1700) 
bestelltes Anruf-Linien-Taxi  
einsteigen, welches Sie bis 
zum Bahnhof oder Rathaus 
bringt. Das Taxi können Sie 
mit Ihrer regulären Fahrkar-
te ohne Mehrkosten nutzen. 
Kompliziert, aber Sie kom-
men an! 

m. h.

Landrat schickt Telgte um 11 Uhr ins Bett
Letzte Abfahrt von Münster bleibt bei 22.17 Uhr
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Liebe Telgterinnen und Telgter,

Telgte scheint im Frühjahr 
2015 einen echten Glückslauf 
zu haben: Zuerst eine grandio-
se Eröffnung der überregional 
beachteten Ausstellung „Pil-
gerwelten“ in unserem Muse-
um RELiGIO, am selben Tag 
das wunderbare Frühlingsfest 
in Westbevern in Zusammen-
arbeit mit dem Krink, dann 
der Startschuss für die „All-
tagsmenschen“ bei bestem 
Wetter und hunderten von 
Gästen Ende April auf dem 
Telgter Marktplatz, gefolgt im 
dichten Takt von der Eröff-
nung des Jakobspilgerweges 
Anfang Mai, einem tollen und 
mehr als gut besuchten Lui-
senfest der Telgter Hanse und 
dann an Christi Himmelfahrt 
der 28. Kutschenwallfahrt, 
die in bewährter Kooperati-
on zwischen dem Reit- und 
Fahrverein Gustav Rau West-
bevern, der Katholischen Kir-
chengemeinde St. Marien und 
der Stadt Telgte wieder tau-
sende Menschen in die Stadt 
lockte.

Und insbesondere die All-
tagsmenschen sind es, die fast 
ununterbrochen Besucherin-
nen und Besucher nach Telgte 

zieht, die mit Flyer und Foto-
apparaten ausgestattet die Alt-
stadt bevölkern, sich über die 
fröhlichen Betonfiguren freu-
en und dabei sicherlich auch 
den ein oder anderen Euro 
in den Cafés, Gaststätten und 
Läden der Stadt lassen. Ach, 
es könnte einfach immer so 
weiter gehen … 

… könnte man meinen. 
Aber dass all diese Veran-
staltungen und Angebote, die 
Feste und Ausstellungen hart 
erarbeitet und durch verschie-
dene Unterstützer und Spon-
soren sowie letztlich auch 
durch die Stadt Telgte finan-
ziert und durch die Vereine 
und Veranstalter organisiert 
werden müssen, darf nicht 
aus dem Blick geraten. Telgte 
ist im Moment im positiven 
Sinne „in aller Munde“, es 
spricht sich herum, dass ein 
Besuch oder auch ein längerer 
Aufenthalt in Telgte lohnt.

Und auch der Wohn- und 
Arbeitsstandort Telgte ist ex-
trem gut nachgefragt: Die Be-
völkerungszahl wächst leicht 
gegen den allgemeinen de-
mographischen Trend, junge 
Familien ziehen nach Telgte 

und suchen Bauplätze oder 
Wohnungen, die Anzahl der 
sozialversicherungspf lichti-
gen Arbeitsplätze in Telgte 
erreicht ein Allzeit-Hoch und 
eine starke Gewerbeflächen-
nachfrage sowie Investitionen 
der örtlichen Unternehmen 
im Bestand spiegeln diese er-
freuliche Entwicklung. Schul-
standorte werden abgesichert 
und das Betreuungsangebot 
für Kinder wird weiter ausge-
baut.

Es kann sicher nicht immer 
so weiter gehen, jede Entwick-
lung findet irgendwann einen 
Wendepunkt. Aber gerade 
deshalb gilt es schon heute, 
klug und weitsichtig mit den 
positiven Ergebnissen der 
Stadtentwicklung auf allen 
Feldern und mit den Potenzia-
len unserer Stadt umzugehen. 
Das bedeutet nicht in jedem 
Fall ein quantitatives Wachs-
tum anzustreben, sondern 
Qualitäten zu entwickeln und 
zu bewahren.

Ihr
wolfgang pieper

Die meisten von uns gehen 
gedankenlos damit um: die 
Menge von Plastiktüten, mit 
denen wir alle unser Einkäu-
fe nach Hause bringen und 
danach in den Müll werfen. 
Plastiktüten sind leicht, bil-
lig, sauber und überall ver-
fügbar. Aber ist das wirklich 
so belanglos?

Machen wir ein paar Zah-
lenspiele: Jeder Deutsche 
nutzt im Durchschnitt pro 
Jahr 76 Einwegplastiktü-
ten. Allein für Telgte sind 
das mehr als 1,5 Millionen! 
Deutschlandweit gehen jede 
Minute 11.500 Tüten über 
die Theke, die sich zu etwa ei-
ner Billion weltweit pro Jahr 
summieren. Das entspricht 
750.000 Tonnen Kunststoff 
jährlich, für deren Produkti-
on mehr als 30 Mio. Tonnen 
CO2 anfallen. Untersuchun-
gen haben gezeigt, dass nur 
etwa sieben Prozent davon 

recycelt werden, der Rest la-
gert – wenn es gut kommt, 
bis zu 500 Jahren auf unseren 
Deponien, bis sich der Kunst-
stoff zersetzt hat. Viel zu viel 
landet aber direkt oder auf 
Umwegen in der Umwelt. 
Leidtragende sind vor allem 
die Tiere. 95 Prozent aller 
Seevögel haben Plastik im 
Magen, bei den Fischen sieht 
es nicht besser aus. 

Dabei gibt es heutzutage 
viele Alternativen. Es muss 
ja nicht die alte „Jute-zu-
Plastik-Tasche“ sein, deren 
Rohstoffproduktion in den 
ärmeren Ländern dieser Welt 
wertvolle Flächen für die 
Nahrungsmittelprodukti-
on in Anspruch nimmt. Die 
nach heutigem Stand beste 
Alternative sind Mehrwegta-
schen aus Recyclingmateri-
al – natürlich nur, wenn sie 
denn auch mehrfach verwen-
det werden.

2015 verabschiedete die EU 
eine Richtlinie, die ihre Mit-
glieder verpflichtet, den Ver-
brauch von Plastiktüten ein-
zudämmen, bis 2025 sollen es 
nur noch 40 Stück pro Person 
sein. Offen lässt die Richtli-
nie allerdings, wie dieses Ziel 
erreicht werden soll – durch 
freiwillige Selbstbeschrän-
kungen, durch höhere Ab-
gaben auf Tüten (wie erfolg-
reich in Irland praktiziert) 
oder durch Verbote (wie etwa 
in China). Deutschland hat 
bis Oktober 2016 Zeit, sich 
hierüber verbindlich zu äu-
ßern. Bislang ist aber nichts 
passiert.

Die Telgter Grünen setzen 
auf freiwillige Maßnahmen 
statt Regularien. Sie haben 
daher im Umweltausschuss 
gefordert, dass die Verwal-
tung einen runden Tisch or-
ganisiert, an dem Vertreter 
aus Politik und Einzelhan-

del versuchen, schon jetzt zu 
sehen, wie man den Tüten-
verbrauch reduzieren kann. 
Leider wurde das von den 
anderen Parteien abgelehnt. 
Das liegt sicher nicht an der 
Telgter Hanse, die durch ihr 
Engagement schon viel zur 
Verringerung des Tütenver-
brauchs beigetragen haben. 
Dabei gibt es schon einfache, 
aber wirksame Initiativen. 
So wird man in einigen Ge-
schäften in Greven um eine 
kleine (freiwillige!) Spen-
de gebeten, wenn man eine 
Tüte haben will. Das schafft 
sofort Aufmerksamkeit für 
das Thema. Oftmals genügt 
es, wenn die Verkäufer/innen 
nicht fragen, ob man eine 
Tüte will, sondern ob es auch 
ohne geht. In Telgte bleibt es 
aber bis auf Weiteres dabei, 
dass jeder selbst entscheiden 
muss, ob er zum Schutz der 
Umwelt auf Einwegtüten ver-
zichtet oder nicht. Der ein-
fachste Weg ist, die angebote-
nen Tüten abzulehnen. Dann 
regelt einmal die Nachfrage 
das Angebot.                                c. g.

Plastiktüte? Nein danke!
Rat lehnt grünen Antrag zur Müllvermeidung ab
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Im März dieses Jahres hat die 
Grüne Bundestagsfraktion 
einen Entwurf für ein soge-
nanntes „Cannabiskontroll-
gesetz“ in den Bundestag ein-
gebracht. Die Kontrolle über 
die Vermarktung der Droge 
soll erreicht werden, indem 
die Handelskette, von der 
Produktion bis zur Abgabe 
an die Verbraucherinnen und 
Verbraucher, reguliert und 
der organisierten Kriminali-
tät aus den Händen genom-
men wird – daher der Name 
des Gesetzes. Hier findet Ihr 
und finden Sie die Eckpunkte 
der Vorlage, die Begründung 
der Initiative, für die eine Be-
schreibung des aktuellen Zu-
standes ausreicht, und den Ver-
fahrensstand im Bundestag.

Problembeschreibung

Die Prohibitionspolitik im 
Bereich von Cannabis ist, nach 
Ansicht der Bundestagsfrak-
tion, vollständig gescheitert. 
Cannabis ist die am häufigsten 
konsumierte illegale Droge. In 
Deutschland gebrauchen nach 
Schätzungen allein 2,3 Milli-
onen volljährige Bürgerinnen 
und Bürger Cannabis. 22,2 
Prozent der 15- und 16-jähri-
gen Schülerinnen und Schüler 
haben Cannabis konsumiert.

Das derzeitige Verbot von 
Cannabis ist in mehrfacher 
Hinsicht problematisch. Ju-
gendliche werden durch ein 
strafrechtliches Verbot nicht 
vom Cannabiskonsum abge-
halten. Gleichzeitig verhindert 
das Betäubungsmittelrecht 
durch den so geschaffenen 
Schwarzmarkt glaubwürdige 
Prävention und wirksamen Ju-
gendschutz. Zudem macht es 
einen effektiven Verbraucher-
schutz und Bemühungen um 
Schadensminderung unmög-
lich, da der illegalisierte Han-
del nicht effektiv kontrolliert 
werden kann. Letzteres ist vor 
allem deswegen bedenklich, 
weil durch die bestehenden 
rechtlichen Bedingungen ein 
Schwarzmarkt entstanden ist, 
auf dem auch Produkte ver-
trieben werden, die einen er-
höhten Wirkstoffgehalt haben 
oder mit Glas, Blei oder ande-
ren Stoffen verunreinigt sind. 
Damit wird die gesundheitli-
che Gefährdung von Konsu-

mentinnen und Konsumenten 
bewusst in Kauf genommen. 

Die Mehrzahl der volljäh-
rigen Konsumentinnen und 
Konsumenten praktiziert kei-
nen riskanten Gebrauch von 
Cannabis. Die geltende Rechts-
lage führt bei ihnen in der 
Konsequenz zu einer unver-
hältnismäßigen Krimina-
lisierung. So verzeichnet 
die polizeiliche Krimi-
nalstatistik seit 2001 
jährlich ca. 100.000 
konsumnahe Delikte 

im   Zu-
s a m m e n -
hang mit Cannabis. 
Für Volljährige ist das bishe-
rige Verbot - auch verglichen 
mit anderen legalen Substan-
zen wie beispielsweise Alkohol 
– daher ein unverhältnismä-
ßiger Eingriff in ihre Hand-
lungsfreiheit, weil der Konsum 
lediglich eine Selbstgefähr-
dung darstellt. Das Bundes-
verfassungsgericht hat bereits 
1994 die Möglichkeit einer 
eingeschränkten Strafbarkeit 
des Erwerbs und Besitzes klei-
ner Mengen von Cannabis-
produkten zum gelegentlichen 
Eigenverbrauch eingeräumt 
(BVerfGE 90, 145).

Ziel der Vorlage

Cannabis wird aus den straf-
rechtlichen Regelungen des 
Betäubungsmittelgesetzes he-
raus genommen. Stattdessen 
wird ein strikt kontrollierter 
legaler Markt für Cannabis er-
öffnet. Damit wird dem Schutz 
von Minderjährigen besser 
Rechnung getragen als bisher, 
da erst in einem solchen Markt 
das Verbot, Cannabis an Min-
derjährige zu verkaufen, wirk-
sam überwacht werden kann. 
Eine gute Cannabispolitik re-
guliert den Cannabismarkt so, 
dass sowohl der Jugendschutz 
gestärkt wird als auch die Risi-
ken möglichst stark reduziert 
werden. 

Um diese Ziele zu erreichen, 

muss die gesamte Handelsket-
te für Cannabis (Anbau, Groß-
handel, Import/Export, Ein-
zelhandel) reguliert werden. 
Die Regulierung der Handels-
kette mit staatlich erteilten Er-
laubnissen für jedes Glied der 
Handelskette an deren Ende 

das Cannabisfachgeschäft 
steht, ermöglicht eine effek-

tive Trennung der Märkte 
und Kontrolle des legalen 
Cannabishandels. Zwei-
tens muss der Verkauf 
an Minderjährige 

v e r b o -
t e n und eine möglichst 

effektive Kontrolle dieses Ver-
bots ermöglicht werden. Zum 
Jugendschutz zählen neben 
einer klaren Altersgrenze von 
18 Jahren, ein Mindestabstand 
der Cannabisfachgeschäfte 
von Schulen und Jugendein-
richtungen, ein Werbeverbot 
sowie Zugangskontrollen mit 
Altersnachweis. Zudem müs-
sen die Cannabisfachgeschäfte 
Auflagen hinsichtlich des Ver-
kaufs und der Schulung ihres 
Verkaufspersonals erfüllen. 

Um die Sicherheit im Stra-
ßenverkehr zu erhöhen, wird 
ein Grenzwert für Cannabis 
ähnlich der Promillegrenze 
für Alkohol eingeführt. 

Überdies können in einem 
legalisierten Markt auch staat-
liche Steuereinnahmen erzielt 
werden. Der Gesetzentwurf 
sieht dafür die Einführung ei-

ner Cannabissteuer vor.

Eckpunkte des Gesetzes

Erlaubt sein soll der Besitz 
von maximal 30 Gramm Can-
nabis und der Anbau von bis 
zu drei weiblichen blühenden 
Pflanzen. In Zusammenhang 
mit dem Eigenanbau soll auch 
die Aufbewahrung der Jahres-
ernte erlaubt sein, die weit über 
30 Gramm hinausgehen kann, 
je nach Sorte zwischen 150 und 
250 Gramm bei drei Pflanzen. 
Sowohl die Aufbewahrung, als 
auch der Anbau müssen aus 
Gründen des Jugendschutzes 
gegen fremden Zugriff gesi-
chert sein, die Ansprüche an 
diese Sicherungen bestimmt 
das Bundesministerium für 
Gesundheit durch Rechtsver-
ordnungen. Verboten wird 
der Handel, der Anbau und 
der Import von gentechnisch 
veränderten Hanf- und Can-
nabisprodukten. Für den Ver-
kauf gelten die gleichen Kenn-
zeichnungspflichten wie für 
Lebensmittel, aus ihnen muss 
der Hersteller, das Herkunfts-
land, die Sorte, der Wirkstoff-
gehalt, sonstige Zutaten usw. 
hervorgehen. Darüberhinaus 
schlägt das Gesetz einen ver-
pflichtenden medizinischen 
Beipackzettel mit Gegenanzei-
gen, Warnhinweisen und Do-
sierungsanleitungen vor. Die

Abgabe von Cannabis wird 

über lizenzierte Cannabis-
fachgeschäfte erlaubt. Canna-
bis soll mit vier Euro/Gramm, 
Haschisch mit fünf Euro und 
Haschischöl mit sechs Euro/
Gramm besteuert werden. 
Daraus ergeben sich jährliche 
Steuereinnahmen von zwei bis 
drei Milliarden Euro pro Jahr 
- Geld, das bisher der Mafia 

überlassen wird.
Im weiteren der 69 Seiten 

umfassenden Vorlage werden 
akribisch Vorschriften für den 
Anbau und den Handel mit 
Cannabis und Cannabispro-
dukten ausgearbeitet. Inter-
essentInnen an dem gesam-
ten Text können diesen unter 
poeggsken@gruene-telgte.de 
anfordern.

Verfahrensstand im 
Bundestag

Die Gesetzesvorlage ist be-
reits in erster Lesung im Bun-
destag behandelt und in den 
entsprechenden Ausschuss 
verwiesen worden. Dort wird 
es im Herbst eine Expertenan-
hörung geben und eine Emp-
fehlung für den Bundestag 
beschlossen, wo es im Winter 
oder im kommenden Frühjahr 
zur Abstimmung gestellt wer-
den wird.

Nach den Mehrheitsverhält-
nissen ist eine Annahme des 
Gesetzes nicht wahrschein-
lich, aber auch nicht unmög-
lich. Während Grüne und 
Linkspartei die Legalisierung 
in ihren Parteiprogrammen 
haben, sprechen sich CDU-
PolitikerInnen, bis auf wenige 
Ausnahmen, klar dagegen aus. 
Unsicher ist die Position der 
SPD, deren Landesverbände 
in Berlin und Hamburg bereits 
Grüne Initiativen zur Entkri-
minalisierung unterstützen. 
Die Bundestagsfraktion wird 
ihr Verhalten aber vermut-
lich mit dem Regierungspart-
ner abstimmen und das war‘s 
dann vorerst mit der Kontrolle. 
Auch in der Bevölkerung gibt 
es nach den bisherigen Mei-
nungsumfragen keine Mehr-
heit für eine Legalisierung, 
auch wenn ca. 40 Prozent für 
eine Lockerung in der Verfol-
gung oder eine Gleichstellung 
mit Alkohol sind. Anders sieht 
es allerdings in Fachkreisen 
aus, die die gesundheitlichen 
Gefahren für Erwachsene als 
überschaubar ansehen, nicht 
von einer Steigerung des Kon-
sums durch Legalisierung  aus-
gehen und eine Abtrennung 
des Marktes von harten Dro-
gen, dem Jugendschutz und der 
Selbstbestimmung ein höheres 
Gewicht einräumen.

g.k.

Legalize it!
Grüne Bundestagsfraktion bringt Gesetzesvorlage zur legalen Abgabe von Cannabisprodukten ein

Dr. Harald Terpe, drogen- und suchtpolitischer Sprecher der 
Bundestagsfraktion
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Claus Weselsky hat keinen 
leichten Job in den letzten 
Monaten. Schillernde Bou-
levardmedien hetzen gegen 
ihn, drucken sogar seine 
Telefonnummer ab. „Volkes 
Zorn“  über den Streik der 
GdL entlädt sich an der 
Person ihres Vorsitzenden. 
Doch Claus Weselsky steht 
nicht alleine da. Die Mitglie-
der der GdL stehen hinter 
ihm und votierten für die 
Streikmaßnahmen. Bahn 
und GdL konnten sich zu ei-
ner Schlichtung durchringen 
und nun herrscht erst einmal 
Friedenspflicht. 

Aber wofür streikt die GdL? 
Da steht im Vordergrund die 
Lohnerhöhung um fünf Pro-
zent bei einer Arbeitszeit-
verkürzung um zwei Stun-
den auf 37 Wochenstunden. 
Dann möchte die GdL noch 
für LokrangierführerInnen 
eintreten und auch deren Ar-
beitsbedingungen verbessern. 
Alles Forderungen also, für 
die Gewerkschaften erfunden 
wurden und im Grundgesetz 
Schutz gefunden haben. 

Das eigentliche Problem 
zwischen Bahn und GdL liegt 
im Detail. Die GdL möchte 
auch für ZugbegleiterInnen 
und anderes Servicepersonal 
Tarifverträge abschließen. 
Die Bahn weigert sich hier, 
da sie (möglicherweise) auf 
einen besseren Abschluss mit 
der EVG hofft. Die EVG gilt 
als Gewerkschaft, die eher ar-
beitgeberfreundlich ist. Her-

vorgegangen aus den Gewerk-
schaften Transnet und der 
kleinen Beamtengewerkschaft 
GDBA war sie in der Vergan-
genheit für die Privatisierung 
der Bahn. Zudem gab es vie-
le schnelle Wechsel von der 
Spitze der Gewerkschaft in 
die Spitze der Bahn AG. Das 
erlaubt zumindest ein Frage-
zeichen hinter der Durchset-
zungsfähigkeit der EVG. 

Die Bundesregierung, allen 
voran SPD-Frau und Arbeits-
ministerin Nahles, eilt dem 
Staatsunternehmen Bahn mit 
dem Tarifeinheitsgesetz zur 
Hilfe. Beschlossen wurde, 
dass für jede Berufsgruppe in 
einem Unternehmen nur noch 
die Gewerkschaft mit deren 
größten Anteil Tarifverträge 
vereinbaren darf. Die GdL 
dürfte folglich nicht mehr für 
das von ihr vertretene Ser-
vicepersonal verhandeln. Für 
die LokführerInnen könnte 
die GdL jedoch weiterhin ein-
treten, da sie hier mehr Mit-
glieder hat als die EVG. Ob 
das Gesetz vor dem Bundes-
verfassungsgericht überhaupt 
besteht, ist höchst zweifelhaft. 
Dennoch hat es die GdL unter 
Druck gesetzt und den Tarif-
konflikt eskalieren lassen. 

Aber was ist eigentlich 
schlimm daran, wenn Ge-
werkschaften streiken? Und 
warum sollte hier ein Un-
terschied zwischen kleinen 
und großen Gewerkschaften 
gemacht werden? Im euro-
päischen Vergleich sind die 

Deutschen mit Streiks sehr 
zurückhaltend. Im Jahres-
durchschnitt von 1996 bis 
2013 fielen in Deutschland 
pro 1000 ArbeitnehmerInnen 
2,8 Tage streikbedingt aus, In 
Großbritannien 21, in Frank-
reich waren es 37 und in Dä-
nemark 132. Die Reallöhne 
sind im gleichen Zeitraum in 
Deutschland mit acht Prozent 
am wenigsten gestiegen. In 
den anderen erwähnten Län-
dern lag die Steigerung hier 
zwischen 19 und 27 Prozent. 
Es bringt also etwas, wenn 
ArbeitnehmerInnen für ihre 
Interessen die Arbeit nieder-
legen. 

Wer jetzt einwendet, dass 
eine kleine Gewerkschaft wie 
die GdL ein ganzes Land in 
„Geiselhaft“ nimmt und zu 
einem Milliardenschaden in 
der Wirtschaft führt, der hat 
nur teilweise Recht. Soll Lok-
führerInnen oder PilotInnen 
das Recht auf Streik genom-
men werden, nur weil sie we-
nige sind? Wäre es nicht viel 
angebrachter, wenigstens bei 
den LokführerInnen über eine 
Verbeamtung nachzudenken? 
Wie wichtig der Güterverkehr 
und der Personenverkehr auf 
der Schiene für Ökonomie 
aber auch Ökologie ist, hat 
sich ja während der Streikrun-
den öfters gezeigt. 

Nun können private Un-
ternehmen kaum dazu ver-
pflichtet werden, BeamtInnen 
einzustellen. Hier wäre eine 
große Lösung erforderlich, also 

sämt-
liche Bahnunter-
nehmen „zerschla-
gen“ und in der 
Bundesbahn wieder 
zusammenzufassen. 
Ein ziemlich drastischer 
Schritt. 

Oder ist das ganze einfa-
cher? Sind wir einfach zu 
bequem geworden? Gegen-
frage: Wie sollen gesellschaft-
liche Umbrüche ohne kleinste 
Einbußen des Wohlstandes 
möglich sein? Bio-Produkte 
einkaufen ist Trend, der kur-
ze Städtetrip mit Flugzeug 
jedoch auch! Ökologisch ist 
letzterer bei weitem nicht. Mit 
der Bahn nach Barcelona rei-
sen, ist aber auch nur bedingt 
zu empfehlen. Vielleicht müs-
sen wir etwas Unbequem-
lichkeit akzeptieren, wenn 
wir für steigende Reallöhne 
sein möchten. Akzeptieren, 
dass Gewerkschaften da strei-
ken, wo es weh tut, um einen 
größtmöglichen Profit für die 
Angestellten herauszuschla-
gen. 

In diesem Sinne sollten 
wir Claus Weselsky dankbar 
sein für sein Durchsetzungs-
vermögen. Dankbar für den 
Kampf für ArbeitnehmerIn-
nenrechte, für den Kampf um 

Lohner-
höhu ngen . 

Gäbe es mehr 
Gewerkschaften wie die 
GdL, stünde das Land zwar 
manchmal (im europäischen 
Vergleich extrem selten) still, 
doch würde es den vielen Ar-
beitnehmerInnen Gelegenheit 
geben, ein Stück vom Kuchen 
(Bei der Bahn immerhin 642 
Mio Euro Nettogewinn in 
2014) abzubekommen. 

PendlerInnen von Telgte 
nach Münster hat der Streik 
bisher eher nicht beeinträch-
tigt, da die Eurobahn einen 
separaten Tarifvertrag mit 
der GdL und EVG hat. Auch 
die Westfalenbahn hat noch 
laufende Tarifverträge mit 
GdL und EVG. Der Tarifver-
trag mit der Eurobahn läuft 
jedoch nur noch bis Ende Juni 
2015, der mit der Westfalen-
bahn noch bis Ende Juni 2016, 
dann stehen auch hier wieder 
Verhandlungen an. 

m.h.

Wo gehobelt wird, fallen Späne! 
Streik der GdL nervig, aber wichtig
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Wussten Sie schon, dass es in 
Telgte – am äußersten Rand 
der Stadt- eine Gärtnerei 
gibt, die nach Demeter-Stan-
dard produziert? 

Wer es noch nicht weiß: 
„Demeter“ steht für „bio-
logisch-dynamische Land-
wirtschaft“. Das heißt zum 
Beispiel, es werden keinerlei 
synthetische Düngemittel 
eingesetzt oder unnatürliche 
Pflanzenschutzmittel verwen-
det. Jede Gabe von organi-
schem Dünger, zum Beispiel 
in Form von selbst hergestell-
tem Pflanzen- oder Mistkom-
post,  wird als Lebensimpuls 
an Boden und Pflanze (Lebe-
wesen) verstanden und dienen 
deren Stärkung und Vitalisie-
rung auf natürliche, stand-
ortspezifische Weise. Es wird 
ebenfalls davon ausgegangen, 
dass die Art der Produktion 
einer Kulturpflanze einen 
erheblichen Einfluss auf uns 
als KonsumentIn bzw. Nutze-
rIn hat – auf physischer und 
psychisch-emotionaler Ebene. 
Durch diese Komplexität wird 
sehr deutlich, unter welch ho-
hem Anspruch eine Demeter 
zertifizierte Landwirtschaft 
agiert. Jeder Betrieb verpflich-
tet sich zur höchstmöglichen 
Dokumentation seiner Ar-
beitsprozesse und ist jederzeit 
überprüfbar. 

Jens Eichler stellt sich die-
sem hohen Anspruch seit 
2007,  der ersten Vermarktung 
seines Saatgutes. Und dies tut 

er mit Beharrlichkeit, Risi-
kobereitschaft und großem 
persönlichen Einsatz – mit 
Erfolg, wie man sieht.

Sein kleiner Betrieb umfasst 
nicht mehr als einen Hektar 
Nutzfläche, den er mit Unter-
stützung eines weiteren Mit-
arbeiters (halbe Stelle) selbst 
bewirtschaftet. 

Vergrößern möchte er sei-
nen Betrieb nicht unbedingt. 
Obschon es von Vorteil wäre, 
hätte er mehr Fläche zur Ver-
fügung - so könnte Jens bei-
spielsweise die Nutzflächen 
wechseln und sie zwischen-
durch immer wieder ruhen 
lassen. 

Der Gedanke, für seine 
Lieblingsarbeit auf dem Feld 
durch den anfallenden „Bü-
rokram“ keine Zeit zu haben, 
bereitet ihm großes Unbeha-
gen- er liebt es, sich um seine 
Zöglinge selbst zu kümmern. 
Mit achtsamem Blick sorgt 
er für optimales, natürliches 
Wachsen seiner Kulturen; er 
prüft, bewertet, sortiert aus. 

Witterung, Schädlingsbe-
fall, Pilzerkrankungen sind 
Risiken, die meist durch 
Mensch nicht vorauszuse-
hen sind und die jedes Wirt-
schaftsjahr schwer kalkulier-
bar machen. Minimalistischer 
Einsatz von alten Landma-
schinen, für die er sich schon 

seit seiner Jugend begeistert 
und sie einfühlsam immer 
wieder repariert, helfen ihm 
zusätzlich bei den schweren 

Arbeiten auf dem Acker oder 
beim Befüllen und Bedrucken 
der zahlreichen Saatgut-Tü-
ten. 

Die Produktionskette ist 
komplett in seiner Hand – 
vom Samenkorn bis zum 
Samenkorn der nächsten Ge-
neration geschieht alles auf 
seinem kleinen Stück Erde.   

Jens Eichler hat Familie. 
Seine Frau Verena und die 3 
kleinen, aufgeweckten Jungs, 
die am Tag unseres Besuches 
fröhlich auf dem Hofgelände 
herumtollten, sind offensicht-
lich so glücklich, dass so man-
cher bestimmt neidisch wer-
den kann. Trotz der Sorge und 
Unsicherheit, die ebenfalls 
gegenwärtig ist. Jeder Land-
wirt kennt das Gefühl. Aber 
er fand kluge gute Wege, seine 
Produkte zu vermarkten und 
somit wenigstens einen Teil 
des Aufwandes „abzugeben“, 
oder besser: in Gemeinschaft 
mit anderen zu organisieren, 
die das gleiche Ziel und die 
selbe Philosophie vertreten.

Jens ist Mitglied der Dresch-
flegel GbR, die sich bundesweit 
schon seit 1990 der Vermark-
tung biologisch produzierten 
Saatgutes alter Kulturpflan-
zen, Gemüsesorten, Kräutern 
und Blumen verschrieben hat 
und nicht müde wird, sich 
auch immer wieder politisch 
einzumischen. 

Die hier vereinten 14 Höfe 
und kleinen Gärtnereien 
vertreten auch so namhaf-
te Biolabel wie „Bioland“, 
„Verbund Ökohöfe“ und 
„Naturland“. In enger und 

kollegialer Kooperation wird 
zentral in Witzenhausen die 
Vermarktung organisiert. 
Jährlich im Herbst erscheint 

ein sehr schöner, ausgespro-
chen informativer Katalog 
aller angebotenen Gemüse-, 
Nutz- und Zierpflanzen. Eine 
Website mit Shop sowie ein 
sehr interessantes Angebot an 
Workshops als Unterstützung 
für SelbermacherInnen und 
Wissbegierige ist Tradition. 
Damit möchte man Menschen 
ermutigen, ihre Lebensmittel 
...wenigstens zum Teil...  als 
Selbstversorger anzupflanzen, 
zu vermehren und mit ande-
ren zu teilen. In Vergessenheit 

geratene alte Gemüsesorten 
zum Beispiel könnten damit 
erhalten werden – schließlich 
sind sie Teil unserer Kultur! 

Auf gut sortierten Wochen-
märkten finden wir sie noch, 
die Altvertrauten: den sam-
tig violetten Kohlrabi, eine 
violett-schalige Möhrensorte 
oder alte, beliebte Kartoffel- 
und Tomatensorten, die es 
schon zu Großmutters Zeiten 
gab. 

Jens Eichler kümmert sich 
um ca. 50 verschiedene Pflan-
zenspezialitäten. Darunter 
vieles, was jeder kennt und 
einige Raritäten, die er uns 
nicht ohne Stolz zeigt. 

Da gibt es verschiedene 
Getreidesorten – zum Bei-
spiel den Urweizen. Oder eine 
hochgewachsene Roggen-
sorte, die duftend auf einem 
schmalen Streifen seines ge-
pachteten Ackers wächst und 
gerade blüht. Erbsen, Spinat, 
Bohnen, Feldsalat, Toma-
ten und Radieschen wachsen 
auf angehäufelten Reihen … 
sorgsam per Hand gejätet und 
umsorgt. Hier und da verirrt 
sich eine Salatpflanze, die sich 
dazwischen mogelte und mit 
einem Lächeln toleriert wird. 
Demnächst wird sie wohl als 
willkommenes Leckerli vom 
Gärtner einfach „verfrüh-
stückt“ werden. Besonderhei-
ten wie den wenig bekannten 
Erdbeerspinat oder eine selte-
ne Erbsensorte, die bodende-
ckend wächst und deren zarte 

Schoten im Geschmack dem 
Spargel sehr nah kommen... 
ein Sauerklee, dessen Wurzeln 

Urweizen trifft Erdbeerspinat
Biogärtnerei in Raestrup arbeitet für den Erhalt alter Sorten

Bild: t.s.Bedruckt & zugeklebt - alte Maschine nimmt viel Arbeit ab

Saatgutvielfalt in Demeterqualität Bild: t.s. Bild: t.s.Jens Eichler

Fortsetzung auf Seite 13
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Trainings und Coaching 
klare Kommunikation 
überzeugende Ausstrahlung 
authentisches Auftreten

Die equi valent - Pferdeschule©

Reiten 
Körperschulung 
Pferdekommunikation 

Daniela Kaminski
Coach (Ri DGfC), 
Unternehmensberaterin

Am Jägerhaus 6
48291 Telgte
Fon: 02504 /  985 995

www.equi-valent.de

Mit Freude und Erstaunen 
habe ich, wie viele andere, 
das Ergebnis der Volksab-
stimmung zur Öffnung der 
Ehe für gleichgeschlechtliche 
Paare in Irland zur Kenntnis 
genommen. Dazu fiel mir ein 
Gespräch auf einer Geburts-
tagsfeier Ende der neunziger 
Jahre wieder ein. Ein anderer 
Gast, ein junger schüchtern 
wirkender Ire, sagte er sei 
schwul und würde gerne mal 
ein Lokal für Homosexuel-
le besuchen. Aus der Runde 
bekam er einige Adressen 
und Beschreibungen. Auf 
Nachfrage erzählte er weiter, 
er kenne solche Kneipen in 
seiner Umgebung in Irland 
nicht.

Das Gespräch hat mich da-
mals neugierig auf die Situati-
on von homosexuellen Men-
schen in Irland gemacht. Ich 
las nach, dass Homosexualität 
bis 1993 verboten war. Auch 
die Situation für heterosexu-
ellen Menschen, las ich weiter, 
war stark eingeschränkt. Bei 
einem Referendum 1986 hat-
ten die Iren die Möglichkeit ei-
ner Ehescheidung mit 63 Pro-
zent abgelehnt. Erst 1995 gab 
es bei einer weiteren Volksab-
stimmung eine hauchdünne 
Mehrheit, von 50,25 Prozent 
zu 49,75 Prozent, für ein Ge-
setz das Scheidung und damit 
auch Wiederheirat erlaubte. 
Das Bild einer sehr von Ver-
boten und Zwängen gepräg-
ten Gesellschaft baute sich vor 
mir auf. Verantwortung für 
sich und andere zu überneh-
men, zu den eigenen Gefühlen 
zu stehen, schien dort nur in 
sehr engen Grenzen möglich.

Und jetzt hat das irische 
Volk mit großer Mehrheit 
für eine Verfassungsände-
rung zur Öffnung der Ehe 
gestimmt. Ein Paukenschlag, 
der weit über die Grenzen 
Irlands gehört wird. Auch 
in Deutschland? Das Le-
benspartnerschaftsgesetz ist 
vom Start 2001 an Stückwerk. 
Es ist geprägt durch die Blo-
ckadehaltung von CDU/CSU 
und FDP sowie einer zögerli-
chen SPD. Das Bundesverfas-
sungsgericht mahnte schon 
mehrfach Änderungen an, 
hier und da wird ein wenig 
korrigiert. Frau Merkel gibt 
vor, die Öffnung der Ehe für 
gleichgeschlechtliche Paare 
mache ihr Bauchschmerzen. 

Vielleicht wirkt der Pauken-
schlag aus Irland da schon lin-
dernd und die diesen Monat 
veröffentlichte Insa-Umfrage, 
bei der sich 65 Prozent für die 
Öffnung der Ehe und nur 26 
Prozent dagegen aussprachen, 
tut ihr übriges.

Der Bundesrat setzt sich 
aktuell schon mit dem Thema 
auseinander. Und auch auf 
dem aktuellen Landespartei-
tag der CDU in Nordrhein-
Westfalen kommt der Stein 
schon ins Rollen. Die CDU-
NRW hat sich für die Öffnung 
der Ehe ausgesprochen. Da 
dürfen wir gespannt sein, wie 
die Reaktion ausfällt, wenn 
bald die grüne Bundestags-
fraktion zum sechsten Mal 
den Gesetzentwurf zur Ab-
schaffung des Eheverbotes für 
gleichgeschlechtliche Paare in 
den Bundestag einbringt.

b. s.

schmackhafte, sehr nährstoff-
haltige Knöllchen bilden, liebt 
Jens Eichler ebenso sehr. Als 
ich ihn nach seiner Lieblings-
pflanze frage, lächelt er und 
ich kann sehen, dass er ge-
danklich seine „Zöglinge“ vor 
Augen hat … aber wie soll 
man sich da bloß entscheiden!? 
Gar nicht! Dass er seine Arbeit 
liebt, spürt man... das ist übri-
gens auch einer der wesentli-
chen Gründe, weshalb Jens mit 
der Größe und der Art seiner 
Vermarktung über das Inter-
net so glücklich ist. Alles, was 
es zu tun gibt, ist quasi immer 
aus eigener Kraft möglich. Er 
möchte nicht reich werden – 
er möchte „nur“ davon leben 
können. Dies gelingt bisher... 
und diese Bescheidenheit ist 
meines Erachtens das Geheim-
nis einer Landwirtschaft, die 
nicht auf ständiges Wachstum 
setzt. Immer, wenn es um Le-
bensprozesse geht, stehen wir 
vor Unkalkulierbarem. Natur 
lässt sich nicht komplett kont-
rollieren. Dafür ist unsere Welt 
auch viel zu komplex! Achten 
wir dies und geben wir unser 
seltsames und fragwürdiges 
Bedürfnis nach ständiger Si-
cherheit und Macht auf, haben 
wir die Voraussetzung, ein be-
wusstes und gesundes Leben 
zu führen. Dies behaupte ich 
mal ganz frech … Nur dann 
schätzen und achten wir das, 
was uns umgibt – ob Mensch 
oder Tier. 

t.s.

Weitere Informationen:
www. dreschflegel-saatgut.de/
hoefe/telgte

Irland sagt Ja
Bevölkerung ist dafür - Politik zaudert
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„Die Flüchtlingsströme nach 
Europa sind für uns ein Pro-
blem“. So, oder so ähnlich, 
klingt der Ausgangspunkt 
zur Analyse einer globalen 
Katastrophe, deren Betrach-
tung allerdings meist nicht 
weiter als bis zur Afrika-
nischen Mittelmeerküste 
reicht. 

Als erstes muss festgestellt 
werden, dass „unser“ Problem 
wohl eher zu vernachlässi-
gen ist, im Vergleich zu dem 
einer Flüchtlingsfamilie, die 
mit wenigen oder gar keinen 
Habseligkeiten ihre Heimat 
verlassen hat, weil ihre Le-
bensgrundlagen verloren ge-
gangen sind, weil sie von Krie-
gen vertrieben wurde oder um 
der politischen Verfolgung zu 
entgehen. Wer mag sich vor-
stellen, seine Kinder zu neh-
men und sich auf eine gefähr-
liche Reise in eine ungewisse 
Zukunft in ein unbekanntes 
Land zu begeben? Wie groß 
muss die Not sein, um allein 
der Hoffnung zu folgen? 

Über 60 Millionen Men-
schen sind laut UNO-Flücht-
lingshilfe (UNHCR) weltweit 
auf der Flucht, das Internati-
onale Rote Kreuz spricht von 
500 Millionen. Die Ursachen 
sind Kriege, Umweltver-
schmutzung- und zerstörung, 
Katastrophen, Wassermangel 
und wirtschaftlicher Nieder-
gang.​

Die meisten Flüchtlinge 
kommen aus Afghanistan, 
wo es zunächst einen Stellver-
treterkrieg zwischen der so-
wjetisch unterstützten kom-
munistischen Regierung und 
den von der USA unterstütz-
ten Mudschahedin gab, den 
Letztere 1992 zwar gewannen, 
der aber keineswegs zu einem 
stabilen System führte. 2001 
griffen die USA nach den An-
schlägen des 11. September 
abermals militärisch ein und 
bekämpften die Taliban. Auch 
dieser Eingriff hat das Land 
nicht befriedet. 

Danach kommt Syrien. In 
Syrien hat die USA zunächst 

die Bildung einer Oppositi-
on gegen das Assad-Regime 
finanziell und die daraus 
entstandene „Freie Syrische 
Armee“ später mit Waffen 
unterstützt, was sie bis heute 
macht. Allein dieser Krieg hat 
bisher 100.000 Tote gefordert, 
hinzukommen die Opfer aus 
der Auseinandersetzung mit 
dem „Islamischen Staat“, der 
die instabile Situation zur Er-
oberung von 50 Prozent der 
Syrischen Staatsfläche nutzte. 

Der „Islamische Staat“ ist 
wesentlich mit aus Offizieren 
der irakischen Armee Sad-
dam Husseins entstanden, die 
nach dem Irakkrieg der USA 
aus der Armee ausgeschlossen 
worden sind. Der Irak steht an 
siebter Stelle der Herkunfts-
länder von Flüchtlingen (UN-
HCR). 

An dritter Stelle steht So-
malia, wo die USA bis 1989 
dem Diktator Siad Barre Mi-
litärhilfe geleistet hatte. Nach 
dessen Sturz verblieb das Land 
im Chaos. 

Politik Macht Migration
Auswirkungen westlicher Politik auf Krisenregionen

ZE
IT

R
A

U
M ASYLANTRÄGE IN DEUTSCHLAND

Insgesamt davon
 Erstanträge

davon 
Folgeanträge

1995 166.951 127.937 39.014

1996 149.193 116.367 32.826

1997 151.700 104.353 47.347

1998 143.429 98.644 44.785

1999 138.319 95.133 43.206

2000 117.648 78.564 39.084

2001 118.306 88.287 30.019

2002 91.471 71.127 20.344

2003 67.848 50.563 17.285

2004 50.152 35.607 14.545

2005 42.908 28.914 13.994

2006 30.100 21.029 9.071

2007 30.303 19.164 11.137

2008 28.018 22.085 5.933

2009 33.033 27.649 5.348

2010 48.589 41.332 7.257

2011 53.347 45.741 7.606

2012 77.651 64.539 13.112

2013 127.023 109.580 17.443

2014 202.834 173.072 29.762

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge / MARIS

29 Jahre nach der Katastrophe von Tschernobyl
Zeitzeugen berichten

Im April lud der grüne 
Ortverband anlässlich des 
Tschernobyl-Jahrestages zu 
einer Informationsveran-
staltung ein. Es ging um die 
Fakten, die zur Havarie des 
Kernkraftwerkes sowjeti-
scher Bauart in Tscherno-
byl führten und die daraus 
resultierende Verstrahlung 
von Menschen und Umwelt. 
Es waren aber vor allem die 
beiden Zeitzeugen, die den 
Fakten  ihr Gesicht und ihre 
Geschichte gaben. Yauhe-
nia Filamenka und Anatolij 
Aleksandrowitsch Gabrew 
berichteten darüber, wie sie 
als Helfer eingesetzt wurden 
und wie ihr weiteres Leben 
davon beeinflußt wurde. 

Die Bevölkerung in der 
Ukraine erfuhr in den ersten 
Tagen nach dem Atomunfall 
am 27.4.1986 nichts davon. 
Das öffentliche Leben war 
bestimmt durch die Vorbe-
reitungen zur 1.-Mai-Parade. 
Auch die Menschen, die in der 

Bild:  © Heiko RoithBäuerin: Viele alte Menschen ziehen illegal zurück in die verstrahlte Zone
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Danach kommen der Sudan, 
in dem die USA versuchte, 
den Terror auszubomben und 
dann die „Demokratische Re-
publik Kongo“, in der inter-
nationale Konzerne wechsel-
seitig verschiedene Warlords 
unterstütz(t)en, um an Coltan 
und andere „Konfliktrohstof-
fe“ zu gelangen. 

Und einige(!) der Flüchtlin-
ge aus diesen Krisengebieten 
warten jetzt in Libyen, dem 
Land, das die NATO durch ei-
nen militärischen Angriff und 
den Sturz Gaddafis unregier-
bar gemacht hat, auf eine Ge-
legenheit, über das Mittelmeer 
in Sicherheit zu gelangen. 

Das Rezept der EU dagegen 
ist möglichst Abschottung, 
Schiffeversenken, Schließen 
der Fluchtwege, Kampf gegen 
Schlepperbanden. Es ist zum 
Kotzen. Unter öffentlichem 
Druck werden zögerlich und 
ungern Schiffe ins Mittelmeer 
geschickt, um Flüchtlinge aus 
Seenot zu retten, um den An-
schein von Humanität zu wah-
ren. 

Die eigene Verantwortung 
für die Ursachen der Flücht-

lingsströme wird an keiner 
Stelle thematisiert und diese 
Blindheit hat System. Sicher-
gestellt werden die Nach-
schubwege für unsere Roh-
stoffe, Tropenhölzer, seltene 
Metalle, Öl, und neben Waffen 
und Pestiziden exportieren 
wir die Überschüsse unserer 
Wirtschaft. Zu einem großen 
Teil sind wir es, die die Krie-
ge schaffen, das Land veröden 
und die Wirtschaft zerstören. 

Um dieser Verantwortung 
gerecht zu werden, kein weite-
res Leid in die Welt zu tragen 
und letztendlich auch die Ur-
sachen der Flüchtlingsströme 
an der Wurzel zu bearbeiten, 
bedarf es dringend einer Auf-
arbeitung. Hilfreich wäre eine 
Untersuchungskommission 
auf Bundesebene aus Fach-
leuten und Abgeordneten, die 
ermittelt, wie die aktuellen 
wirtschaftlichen, politischen 
und militärischen Aktivitäten 
insbesondere Deutschlands, 
aber auch unserer Verbünde-
ten, sowie der internationalen 
Konzerne, sich auf Krisenre-
gionen auswirkt. Konsequen-
zen daraus zu ziehen wäre ein 
zweiter Schritt, die Erkenntnis 
aber steht an erster Stelle..

g.k.

Unter dieser Fragestellung 
vermittelte Prof. Robert 
in einem Vortrag seine Er-
kenntnisse über Entstehung, 
Struktur und Perspektiven 
des selbsternannten Kalifats 
„Islamischer Staat“.

Auf großes Interesse stieß 
die Veranstaltung, die der 
Ortsverband der Grünen in 
Zusammenarbeit mit dem Po-
litikwissenschaftler Rüdiger 
Robert durchführte. In sei-
nem umfangreichen Vortrag 
erläuterte der Nahost-Experte 
die Unterschiede zwischen 
den verschiedenen islami-
schen Strömungen und deren 
Bedeutung für die Entstehung 
des IS und dessen Stellung in-
nerhalb der islamischen Welt. 
Als wesentlich für die Zu-
sammenführung verschiede-
ner politischer und religiöser 
Gruppierungen zu einer gut 
strukturierten Militärmacht, 
sieht er dabei vor allem den 
Irakkrieg. Durch diesen sei 
eine militärisch erfahrene 
sunnitische Führungsschicht 
freigesetzt worden, die jetzt 

das Rückgrat der Komman-
doebene des Islamischen 
Staates bildet.

In der anschließenden Dis-
kussion wurde deutlich, dass 
die TeilnehmerInnen der Ver-
anstaltung dem Phänomen 
größtenteils ratlos gegenüber 
standen. Dr. Robert sah die 
Notwendigkeit, mit den ver-
bliebenen funktionierenden 
Staaten, auch mit Syrien und 
dem Iran, zusammen zu ar-
beiten, um einer weiteren 
Destabilisierung der Region 
entgegenzuwirken. Für einen 
Neuaufbau staatlicher Struk-

turen, müssten traditionelle 
Hierarchien berücksichtigt 
und genutzt werden. Aufge-
zwungene Systeme nach west-
lichem Vorbild würden dort 
nicht akzeptiert und führten 
zu weiteren Auseinanderset-
zungen.

g.k.

Das Kalifat, „Islamischer Staat“ - Terror-
miliz, Chaostruppe oder Weltmacht? 

Nähe von Tschernobyl lebten, 
hielten sich viel im Freien auf, 
fegten und schmückten die 
Straßen, beteiligten sich an 
der Parade oder waren Zu-
schauer. Erst nach dem ersten 
Mai sickerte, zuerst aus den 
westlichen Medien, dann nach 
und nach aus den örtlichen 
Medien, die Meldung von der 
Havarie des Atomkraftwerkes 
durch. Bis dahin hatten schon 
viele Menschen eine hohe 
Strahlendosis aus der Umwelt 
aufgenommen. Sie wußten 
auch nicht, wie sie sich hätten 
schützen können. Und erst 
dann begann ein Programm, 
was die Kinder aus den stark 
verstrahlten Gebieten holte.

Auch Yauhenia Filamen-
kas (*1959) beiden kleine 
Söhne wurden mit diesem 
Programm in einen anderen 
Landesteil gebracht. Lange 
wußte sie nicht, wo ihre Kin-
der untergebracht worden wa-
ren. Sie selbst musste bei der 
Umsiedlung von Dorfbewoh-
nern helfen. Als sie wieder bei 
ihren Kindern sein konnte, 

stellte sich bald heraus, dass 
das jüngere Kind schwere 
Schäden durch die Strahlung 
erlitten hat und in Folge stark 
behindert war.

Anatolij Alexsandrowitsch 
Gabrew (*1960) hatte nur 
vage Gerüchte vom Unfall 
in Tschernobyl gehört, als 
er zwangsverpflichtet wur-
de, sich innerhalb kürzester 

Zeit an einem Sammenpunkt 
einzufinden. Mit anderen 
zwangsverpflichteten Män-
nern, später nannte man sie 
Liquidatoren, wurde er in die 
Nähe des verunglückten Re-

aktors gebracht. Er mußte als 
Feuerwehrmann Schläuche 
auf dem Gelände des strah-
lenden Reaktors verlegen. 
Bei diesen Arbeiten erlitt er 
schwere Strahlenschäden, die 
bei ihm bis heute zu immer 
wiederkehrenden Tumorer-
krankungen führen und ent-
sprechende Behandlungen 
nach sich ziehen.

Seit 2010 ist Anatolij Alex-
sandrowitsch Gabrew Vorsit-
zender der zivilgesellschaft-
lichen Organisation „Sojuz 
Tschernobyl Ukraine“, mit 
der er sich für die Opfer der 

Die Fakten

Die vorläufige Opferbilanz lautet: 600.000 Menschen 
unmittelbar verstrahlt, 400.000 umgesiedelt, 50.000 Qua-
dratkilometer Boden verseucht, 100.000 Liquidatoren 
schwer verstrahlt.

Auch jetzt tötet Tschernobyl schleichend weiter. Die Ra-
dioaktivität reicht für die Verstrahlung von 348 Generati-
onen aus.

Da es sich um einen graphitmoderierten Siedewasserre-
aktor handelte, hat das Graphit bei der Kernschmelze die 
Strahlung aufgenommen und ist bei der anschließenden 
Explosion weit in die Atmosphäre geschleudert worden. 
Die radioaktive Wolke erreichte weite Teile Europas.

Die Folgen der Katastrophe sind noch lange nicht unter 
Kontrolle, da der geschmolzene Kern unter dem Reaktor 
weiter brütet und der alte Sarkophag baufällig ist. Erst 
kürzlich wurde durch die Presse bekannt, dass sich die EU 
mit weiteren 70 Millionen Euro an einer neuen Schutzhül-
le beteiligt.

Bislang haben die EU und 42 Länder für die im Bau be-
findliche Hülle insgesamt 1,5 Milliarden Euro gezahlt. Die 
gesamten Kosten für den Sarkophag werden auf 2,15 Mil-
liarden Euro geschätzt.

Katastrophe einsetzt. Yauhe-
nia Filamenka engagiert sich 
mit ihrem Verein für die Um-
siedler im Minsker Stadtteil 
Malinowka ein. Beide berich-
ten von sozialer Ausgrenzung 
der Opfer und ihrer Familien. 

Auch die nachfolgende Gene-
ration ist davon betroffen, sie 
finden nur schwer einen Part-
ner, eine Partnerin, die mit 
ihnen eine Famile gründen 
möchte.

v.g. und b.s.
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Wolfgang Pieper:
„Die letzten fünf Jahre wa-

ren kein Spaziergang, aber es 
hat mir sehr viel Spaß gemacht, 
für und mit den Menschen in 
unserer Stadt zu arbeiten. Des-
halb werfe ich meinen Hut er-
neut in den Ring.“

„Es hat sich viel geändert an 
der Kultur des Umgangs zwi-
schen Verwaltung und Bürge-
rinnen und Bürgern“

„Besonders hat es mich ge-
freut, dass wir an einer an-
haltend guten Situation für 
die Wirtschaft in Telgte mit-
wirken durften. Das ist ein 
Feld, auf dem einem grünen 
Bürgermeister vielleicht nicht 
von vorn herein die größte 
Kompetenz zugetraut wurde 
und die Betriebe sorgen für 
die Arbeitsplätze und einen 
guten Teil der kommunalen 
Finanzierung.“

„Man kann ruhig etwas 
unbescheiden sagen: Die 
schlechtesten für Telgte waren 
die vergangenen fünf Jahre 
nicht“

„Wir haben noch viele an-
geschobene Projekte in der 
Pipeline – Umgestaltung des 
Marktplatzes, Sekundarschu-
le, St. Christopherus und 
vieles mehr – und es wäre 
für mich einfach nicht rund, 
wenn ich jetzt nicht nochmal 
antreten würde.“

„Ich werde jetzt nicht in 
einen Wahlkampfmodus ver-
fallen, sondern bis zum Mai 
nächsten Jahres ganz ruhig 

meinen Job weiter machen. 
Dann liegt die Entscheidung 
in den Händen der Wählerin-
nen und Wähler.“

„Das Ziel am Anfang meiner 
Amtszeit war es, das Amt am 
Ende unbeschädigt zurück ge-
ben zu können, und ich glau-
be, das ist bisher gelungen.“

„Ich trete als Kandidat der 
Grünen an.“

„Ich wünsche mir eine/n 
GegenkandidatIn, weil die 
Wählerinnen und Wähler 
nicht nur eine Wahl, sondern 
auch eine Auswahl haben sol-
len.“

Marian Husmann: 
„Ich habe keinen Zweifel 

daran, dass der Ortsverband 
Wolfgang mit viel Freude wie-
der als seinen Kandidaten auf-
stellen wird.“

Sabine Grohnert: 
„Wolfgangs Stärke ist es, 

dass er ein Grüner und trotz-
dem ein Bürgermeister für 
ganz Telgte sein kann.“

O-Töne
Pressekonferenz der Grünen zur Kandidatur von Wolfgang  Pieper

Einsatzbereit

v. l. Tatjana Scharfe, Sabine Grohnert, Marian Husmann, Britta 
Sporket, Wolfgang Pieper und Gerd Klünder 

Fotos: b.s.


